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 Und wie immer besteht die Lage im Kern zu einhälfte aus mir,
 Philipp Bandser, schon alles.
 Und mir gegenüber sitzt, "Oh, Puma ja, Moin."
 Moin. - Herzlich willkommen auf meiner Seite.
 Zurück in Berlin. - Zurück in Berlin.
 Zurück von der Lage Tour. - Zurück von der Lage Tour.
 Weil es wirklich super, als Liesenspaß gemacht hat.
 Wir sagen schon, auf den Stand nicht im Bett.
 Wir haben intuitiv genau das selbe gesagt.
 Es hat rigisen Spaß gemacht, das ist noch echt sein.
 Wir hatten ehrlich gesagt im Vorfeld uns schon so ein bisschen gefragt,
 wie das wird, wenn man in vier Tagen drei Live-Shows
 der Lage der Nation hat.
 Aber ehrlich gesagt, das super funktioniert.
 Der Tag Pause war gut am Samstag.
 Sonst wäre es hart geworden, aber so war es wirklich klasse.
 Und also jetzt mal für mich persönlich war es auch eine ganz spannende Erfahrung.
 Einfach quasi an den Themen dieser Lage so ein bisschen länger dran zu bleiben.
 Also, wir hatten ja die Befürchtung,
 dass wir in diesen drei Lage natürlich ähnliche Themen behandeln,
 weil sich in einer Woche nicht so wahnsinnig viel tut von Donnerstag bis Freitag.
 Und dann Sonntag.
 Aber das war insofern nicht so, als dass wir zwar ein paar Kernthemen hatten.
 Die haben sich aber immer weiterentwickelt.
 Wir konnten immer weiter über Nachdenken, Argumentation verschärfen,
 noch mal nachrescherchieren, Unklarheiten, Beseitigen und so.
 Und plus, dass wir ein paar Themen hatten, die sich von Donnerstag
 so Sonntag nicht verändert haben.
 Und die konnten wir dann einfach in die Show rein packen.
 Und so war das eine ausführliche Show mit sehr vielen Themen.
 Ja.
 Ja, Punkt.
 Ja, und für mich war es einfach sehr schön an Themen dran zu bleiben.
 Normalerweise ist es ja so, dass wir die Lage vorbereiten.
 So normalerweise am selben Tag, wo wir sie auch aufnehmen.
 Und das heißt, man recherchiert es dann,
 aber das ist dann immer so ein bisschen statisch.
 Das sind so die Perspektive in einem Moment.
 Und jetzt sind wir einfach drei, vier Tage an den Themen dran geblieben,
 haben weitere Entwicklungen verfolgt, hatten auch einfach die Zeit,
 noch ein bisschen zu telefonieren, zu recherchieren.
 Und ich muss gestehen, ich bin da so richtig auf den Geschmack gekommen.
 Auch was dieses journalistische Arbeiten angeht,
 hat sehr viel Spaß gemacht.
 Insofern, ganz herzlichen Dank an alle, die da waren
 und die diese Tour möglich gemacht haben.
 Werbung?
 Wenn der Kopf wehtu der rücken Schmerz,
 oder die Nase läuft, behandeln sich deutsche gerne selbst.
 Das Sparzeit und ermöglicht es, schnell wieder fit und leistungsfähig zu werden.
 Und dann auch sind die Deutschen auch Weltmeister
 in der Zahl der Arztbesuche.
 In der neuen Apothekenum-Schau leist ihr, warum Experten dafür blädieren,
 die Selbstmedikation noch mehr zu stärken
 und wie das erfolgreich gelingen könnte.
 Ärzte sehen das natürlich etwas skeptisch.
 In jedem Fall sollte die Behandlung mit Rezeptfreienmedikamenten
 aus der Apotheke mit einer fachgerechten Beratung einhergehen.
 Denn auch freiverkäufliche und pflanzliche Arzneimittel
 können Riesekennbergen.
 Alle wichtigen Infos zum Thema Selbstmedikation
 findet ihr in der neuen Apothekenum-Schau.
 Jetzt in eure Apotheke.
 Werbung?
 Ja, da sind wir wieder und kommen direkt zu unserem ersten Thema in dieser Woche.
 Und das ist der sogenannte Kohlekompromis,
 bzw. ganz genau die Umsetzung dieses Kohlekompromises.
 Denn zunächst mal war das ja so eine eher informelle Einigung
 zwischen allen möglichen politischen Akteuren,
 Akteurinnen, aber auch verschiedenen NGOs.
 Und jetzt so langsam, aber sicher kommen wir auf die Zielgrade
 und es wird eine gesetzliche Lösung konkretisiert.
 Genau, die soll in diesen Monaten noch angeleiert werden.
 Und das soll in den nächsten Wochen wirklich ins Kindertgegossen werden.
 Aber zwischen dem Kompromis vor einem Jahr,
 der zwischen diesen NGO-Gruppen geschlossen wurde,
 gab es dann ein Jahr Diskussion.
 Und jetzt gab es die entscheidende Einigung mit Bund und Ländern.
 Weil natürlich auch vor allen Dingen vier Bundesländer davon massiv betroffen sind,
 von diesem Kohleausstieg.
 Ziel ist Deutschland soll es der Kohleaussteigen.
 Genau. Und das würde wahrscheinlich sogar organisch sowieso passieren.
 Einfach weil Kohlestrom immer teurer wird durch CO2-Zertifikate.
 Aber das soll jetzt ja so ein bisschen beschleunigt werden.
 Und damit das sozialverträglich und politisch verträglich über die Bühne geht,
 gab es den Kompromis und gibt es jetzt quasi dessen Implementierung.
 Und bevor wir da jetzt einsteigen in die Details haben,
 wir uns gedacht, möchten wir erst mal transparent machen,
 was wir so quasi auch journalistischer Perspektive eigentlich erwarten
 von so einem Kompromis.
 Da kann man nämlich ein paar Ziele aufzählen, die aus unserer Sicht da ganz zentral sind.
 Ja und die natürlich auch motiv sind für alle politischen Handeln.
 Oder sein soll sein sollen zum Beispiel.
 Also das eine ist natürlich ein schneller Kohleausstieg,
 um Klimaziele zu erreichen.
 Ulf hat's gesagt, diese Kohlekraftwerke würden irgendwann auch von selber aufhören,
 speziell wenn CO2 immer teurer wird und sich die Dinge nicht mehr lohnen.
 Also muss es deutlich schneller gehen, als sie sowieso rausscheiden würden.
 Eigentlich müsste so ein Ausstieg vor 2030 stattfinden,
 damit das klimantechnisch auch noch richtig gut ist.
 Da Fridays for Future for dann 20/25, ist das meine ich, ne?
 Oder Philipp, was ist das? - Irgendwann saßen er gegen.
 Also deutlich vor 2030. - Noch mal zu werden.
 Genau.
 Dann muss es natürlich mehr CO2-Einsparungen durch diesen Ausstieg geben,
 als es ihn ohnehin geben würde an CO2-Einsparungen,
 wenn diese Kohlekraftwerke einfach zu alt sind oder zu teuer zu betreiben.
 Also es musste wirklich eine Einsparung zum sogenannten Businesses-Juselszenare geben.
 Ja, ich meine, das ist jetzt quasi nicht strafbar, wenn das nicht passiert.
 Aber dann ist dieser Kohlekromus aus einer Klimaperspektive
 ein bisschen sinnlos.
 Außerdem ist natürlich ganz wichtig die Sozialverträglichkeit.
 Also die Regionen, in denen diese Kohlekraftwerke
 und vor allem auch die Tagebauer im Fall Braunkohle
 und die Bergwerke im Fallsteinkohle betrieben werden.
 Diese Regionen dürfen natürlich nicht ausbluten.
 Teilweise haben die ja schon Strukturwandel-Erfolger hinter sich gebracht,
 stichwort hohe Gebiet.
 Aber in der Lausitz und im reinen Braunkohle-River
 gibt es ja doch noch viele Arbeitsplätze,
 die da eine Braunkohle abhängen.
 Insofern muss man sich da was überlegen.
 Dann ist natürlich ganz wichtig Steuergelder,
 sollen bitte nicht verschwendet werden.
 Und natürlich muss auch weiter genügend Strom produziert werden.
 Das ist der Stichwort der sogenannten Versorgungssicherheit.
 Philipp, aus dieser Perspektive, dieser fünf Punkte,
 wie schaut denn da diese Einigung aus?
 Also zuerst mal die wichtigsten Punkte der Einigung.
 Neu, wirklich neues.
 Es gibt jetzt einen konkreten Abschaltplan für 29,
 für alle 29 Braunkohle-Kraftwerke in Deutschland.
 Ist der Erste?
 Das ist der Erste.
 Das ist der Erste.
 Braunkohle.
 Das ist wirklich für jedes Braunkohl-Kraft,
 für jeden Blog festgelegt,
 zu welchem Jahr der abgeschaltet wird.
 Das erste Braunkohl-Kraft-Fekt wird schon in diesem Jahr,
 in der dieses Jahres vom Netz das letzte Eben
 wahrscheinlich 2038 ist soll, aber vorher geprüft werden,
 ob man nicht schon 2035 raus kann.
 Also das ist so die Option der Beschleunigung.
 Die ersten Kraftwerke, Braunkohle-Kraftwerke,
 werden im Westen abgeschaltet und dann später die im Osten.
 Das ist das eine.
 Für die 37 Steinkohle-Kraftwerke gibt es noch keinen konkreten Zeitplan,
 aber es ist auch klar, die sollen auch bis 38 vom Netz sein,
 dann endet auch die Kohle förderung.
 Ja, und die Frage ist nur, wie soll das konkret laufen?
 Also da gibt es jetzt noch keine Festlegungen.
 Da kann man also jedenfalls stand heute nur hoffen,
 dass die quasi ein organisches Ende nehmen,
 dadurch, dass sie unrentabel werden.
 Aber sicher ist es nicht.
 Insofern muss man leider sagen,
 setzen Boot und Länder in diesem Punkt bis lang
 auf das Prinzip Hoffnung ansonsten,
 setzen Boot und Länder vor allem auf das Prinzip Money Makes the Workaround.
 Ja, also 50 Milliarden Euro Entschädigung sollen in die Hand genommen werden.
 Ja, wir haben ja 2038 soll es beendet sein.
 Also in den nächsten 18, 20 Jahren werden diese Milliarden
 völlig davon gehen, 14 Milliarden als Hilfen an die Bundesländer,
 an die Fallen in diese vier Betroffenen
 und 26 Milliarden als Direktinvestitionen des Bundes,
 zum Beispiel in den Aufbau von Forschungsinstituten,
 staatlichen Forschungsinstituten zu innovativen neuen Sachen
 in den Betroffenen Regionen.
 Was natürlich absurd viel Geld ist.
 Wenn man sich überlegt, was man für 26 Milliarden Euro alles anrichten kann.
 Ja, also ein Forschungsinstitut, was mag das kosten paar Millionen?
 Ja, also ich muss gestehen, ich sehe noch nicht so ganz,
 wie 26 Milliarden Direktinvestitionen tatsächlich abfließen sollen.
 Wir sind mal sehr gespannt auf die Kreativität
 und ihn als Überliegenare verteilt.
 Ja, gut, auch sagen.
 Aber hat es ihm also viel Geld?
 Ja, ich habe ja auch viel Geld.
 Ja, also was kostet ein Institut?
 Ja, also, wie gesagt, ich...
 Ist das 5 oder 10 oder auch 20 Millionen sein?
 Das heißt, also das, was hier in Rede steht,
 das ist irgendwie das Irkevalent von 1.000 Max Plankeinstituten.
 Ja, und da fragt man sich schon so ein bisschen,
 wo sollen die alle hin?
 Nein, ja, also Max Planke hatten erstaunlich hohes Budget.
 Ja, ich glaube, die ganze Max Planke ist das.
 Aber das Einzelinstitut?
 Ja, also, also, wenn ich...
 Da gibt es auch noch keine konkreten Planung.
 Ja, das steht jetzt zunächst mal so eine Sahne brauchen.
 Ja, es gibt schon Planung, wie gesagt,
 es gibt so bestimmte staatliche,
 ich glaube, Max Planke oder Frau Nover oder Helmholtz
 oder so sollen halt neue Institute kriegen
 für Wasserstoffforschung und solche Sachen.
 Also, da steht schon auf den Zettel, was da geplant ist.
 Aber dann nicht für die ganze Summe.
 So ein paar Ideen.
 Das glaube ich schon, ja.
 Also nicht nicht für alles.
 Aber es gibt so ein paar Ideen, welche Richtung das gehen soll.
 Dazu kommen dann noch mal 4 Milliarden, 4,3 Milliarden, genau 4,3,5
 für die Kraftwerksbetreiber,
 der Kraftwerke eben jetzt abgeschaltet werden,
 und zwar früher, als sie es eigentlich müssten,
 laut Genehmigung.
 Und dann gibt es noch so ein paar weitere Zahlungen, die dann auch noch dazu kommen.
 Also, alles in allen wird, dass sich so auf 50 Milliarden laufen.
 Dann einer Ergebnisse, der Hambacher Forst bleibt.
 Wow.
 Ne?
 Ja.
 Dafür muss aber Gatsweiler oder dafür darf Gatsweiler
 Braunkohle, Tagebau, wie geplant, abgebagert werden
 und das bedeutet auch, dass glaube ich es sechs Dörfer abgerissen werden
 und die Leute umgesiedelt werden.
 Ja, und da muss man natürlich ganz ehrlich sagen,
 warum, warum, warum muss das jetzt noch sein
 für eine unhehnstärbliche Technologie?
 Ein Kompromiss.
 Ja.
 Erdatteln vier neues Kohlekraftwerk darf auch ans Netz gehen?
 Gut, das ist jetzt aber gebaut, eh schon, oder?
 Das ist gebaut, das darf ans Netz gehen.
 Dafür werden aber einige ältere Dreckschleudern
 ein bisschen früher abgeschaltet.
 Wir hoffen mal, dass das eine gute Nachricht ist.
 Es klingt ja auf ein ersten Blick,
 so ein bisschen nach einem Anakronismus,
 wenn jetzt ein neues Kohlekraftwerk ins Netz geht.
 Aber da muss man, glaube ich, sehen,
 dass natürlich solche Kraftwerk extrem lange Planungs- und Bauzeiten haben.
 Das heißt, also dieses Kraftwerk ist vermutlich vor 10, 15 Jahren geplant
 und entschieden worden und viele per'n's angedeutet.
 Das ist unter dem Strich vermutlich sogar
 aus der Perspektive des Klimaschutz.
 Das ist eine ganz gute Idee, weil das im Zweifel
 nämlich effizienter ist als ein paar alte Klinik.
 Ja, genau.
 Also besser wäre es natürlich noch mal,
 würde das gar nicht ganz nett sehen.
 Aber da hat die Regierung halt Angst vor sehr hohen
 Milliarden Entschädigungsforderungen,
 weil das sich noch überhaupt nicht ermotisiert hat.
 Das ist Kraftwerk.
 Und deswegen ist das so ein Kompromiss,
 über den sich jetzt wahnsinnig viele aufringen.
 Ich glaube, das ist aber eher symbolisch,
 die das natürlich wahnsinnig schlecht aus.
 Aber ich glaube, das Ding, dieser ganze Kompromiss
 hat größere Probleme als d'atteln vier.
 Dann gibt es den Perspektive der Arbeitnehmer.
 Aber in den anderen, das sind also,
 haben wir auch gesagt,
 die je nach Messung über 20.000 Jobs in dieser Branche
 mit Zulieferin und so noch ein bisschen mehr.
 Und da gibt es ein sogenanntes Anpassungsgeld.
 Ich habe das so verstanden, dass es halt ein Zuschusschuss
 des Bundes ist, falls die Leute in neuen Jobs weniger verdienen
 als in dem bisherigen Jobs und dieses Anpassungsgeld
 soll bis 2043 gezahlt werden.
 Also, das ist eine langfristige Hilfe für Allene,
 die in dieser Branche arbeiten.
 Und da sagt selbst, die Egebergbochemie Energie,
 also die Vertreterung der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen,
 das sei alles sehr stimmig, ein sehr stimmiger Dreiklang.
 So haben die das bewertet.
 Ja, Apopopewertung, Philipp.
 Jetzt haben wir ja oben und so ein bisschen unsere Maßstelle.
 Wir haben gelegt, und aus der Perspektive
 wird es möglichst schnellen Ausstiegs, idealerweise vor 20, 30.
 Würdest du denken, dass der Kohlekompromis dazu
 erhebliches Beiträgt?
 Also, ich glaube, das ist das größte Minus an diesem Ding.
 Dass der Ausstieg zu langsam geht.
 Man kann sagen, natürlich glashalbvoll.
 Endlich gibt es einen Fahrplan.
 Endlich steigt Deutschland aus der Kohle aus.
 Aber damit das wirklich ein Klima-Effekt auch hat,
 müsste es eigentlich schneller gehen.
 Und es ist nicht der Fall.
 Viele Kohlekraftwerke gehen wirklich erst in den letzten Jahren
 sehr spät vom Netz.
 Und vor allen Dingen ist es kein stetiger Ausstieg.
 Also in dieser Braunkohle, in dieser Kohlekommission,
 war letztlich ein Knackpunkt die Frage,
 wie schnellgehenden welche Kraftwerke vom Netz gibt es sozusagen.
 Eine stete Linie nach unten.
 Und dann wurde sogar auch vereinbart, dass eigentlich 225
 noch mal so ein richtiger Satter sprung nach unten
 mit so 150 Millionen Megaton CO2 eigentlich reinkommen sollte,
 damit das Ganze klimat technisch auch wirkt.
 Und das ist raus.
 Also da sind jetzt auch einige, die in der Kohlekommission saßen.
 Hier Hermann des Felix Mathes vom Ökonstitut,
 das mit Auswahl hat, der sagt, diesen Kohlekompomis,
 hat die Regierung gegen die Wand gefahren,
 weil eben die Art und Weise,
 zur welchen Zeitpunkten die Kohlekraftwerke aus den Netz gehen,
 so verändert wurde, dass der effekt wahrscheinlich relativ gering ist.
 Das heißt, wenn anderen Worten mangels konkreter Festlegungen
 auf Ausstiegs Zeitpunkt oder Abschallzeitpunkte,
 kann man jetzt quasi Kraftwerke einfach innerhalb dieses Zeitraum
 bis 20, 35 verdammt lange am Netz lassen.
 Ja, nicht manchmal, sondern es wurde schon ein konkreter Zeitplan festgelegt.
 Aber es hätte festgelegt werden müssen,
 dass viel mehr Kraftwerke viel früher vom Netz gehen.
 Also beispielsweise?
 In 20, 22, 24.
 In den ersten, in alle 32, 33.
 Genau, also nicht alle, aber ein großer Teil, je nach Messung,
 es hätten werden viel mehr in den nächsten Jahren von Netz gehen müssen.
 Und am Schluss noch zum Parestlerkraftwerke
 jetzt sind sehr, sehr viele am Schluss.
 Und das hat eine ganze Menge Probleme unter anderem eben,
 dass die Einsparungen im Vergleich zu dem,
 wie es normalerweise gewesen wäre,
 wahrscheinlich relativ überschaubar.
 Und das bedeutet natürlich, dass deutlich mehr CO2-Nochklima-Werksam werden kann,
 weil es erst mal eine Atmosphäre ist und erst mal wieder abgebaut wird.
 Ja, oder abgebauten Anfansstichen, also eingebaut im Pflanzenidealarbeit.
 Genau.
 Also das ist dann diese Terminierung und die Art,
 wie die Dinge terminiert sind für die Abschaltung.
 Das ist so gestreckt, dass wahrscheinlich die Einsparungen nicht so groß sind,
 wie sie eigentlich sein können.
 Ja, genau. Und das führt natürlich dann aus der Perspektive
 der CO2-Einsparungen auch dazu,
 dass der Effekt gegenüber diesem natürlichen Sterben der Kohlekraftwerke
 wegen lohnt sich nicht mehr vergleichsweise gering ausfällt.
 Na, da ist wiederum die Einschätzung des Ökoinstituts
 wahrscheinlich kaum Einsparungen im Vergleich zu den Businesses-Jusels,
 weil es ja auch von Natur aus immer weniger Kohlestrom gibt.
 Das klingt jetzt ehrlich gesagt nicht so,
 als wenn dieser Kohlekompromis an nennenswerten Barentags- und Klimasperl wäre.
 Also viele Klimaschütze an auch auch
 hörme nachher auch noch Rote, eine Klimaforscher sagen.
 Also, das ist eigentlich im Vergleich zu dem,
 was da in diesem Kompromissstand eine Enttäuschung in diesen zentralen Prognier war ja auch schon nicht.
 Und der war auch schon ein Kompromiss.
 Wir haben ja, ich hab vor der Sendung mit Felix Matis noch mal gesprochen
 vom Ökoinstitut und der sagt, ja,
 er ist gerade dabei auszurechnen, wie viel dieser, diese Regelung jetzt bringt im Vergleich zu dem,
 was ohne diesen gesetzlichen verordneten Ausstieg passiert wäre
 und seine Vermutung ist, dass das nicht so furchtbar viel ist.
 Aber natürlich geht damit trotzdem Kohle aus den Netz.
 Was natürlich? - Klar, das ist natürlich nicht falsch.
 Ist nicht falsch. - Ein falscher Richtung?
 Ein Drittel der deutschen Emissionen wird durch diese Kohleverstromung erzeugt.
 Und wenn die jetzt wegfallen, ist das natürlich gut.
 Nur sie wären sowieso weggefallen.
 Und wenn es eine staatliche Vorschrift gibt mit diesen ganzen Entschädigungen,
 dann erwartet man natürlich, dass das früher passiert der Ausstieg
 und dass mehr gespart wird an CO2 als sowieso passiert wird.
 Und das ist wahrscheinlich nicht in dem Ausmaß der Fall, wie man das Set gewünscht hätte.
 Sozialverträglich muss man sagen, ist es?
 Da glaube ich, gibt es wenig Desens, also diese Ausdeißzahlung
 und auch was die Länder bekommen und so.
 Da sind die Länder alle zufrieden, die sagen, ja,
 ist halt auch so ein deutsch-deutscher Freundschaftsvertrag mehr oder weniger.
 Also, er wässt uns und geht zuerst raus und der Osten kommt danach.
 Und es wird eben sehr, sehr viel Geld auch in die Region gepumpt.
 Gut, ja.
 Keine Verschwendung von Steuergeldern würde ich sagen, ja, darüber kann man sicherlich streiten.
 Also diese rund 40 Milliarden Jaden, die so in die Länder fließen,
 in Infrastruktur fließen, in neue In
 Institute und Forschungsanrichtungen und Techniken fließen, da würde ich sagen,
 das kann man als Investitionen verbuchen.
 Das ist ja nicht wegigt das Geld, sondern man kriegt dafür, ja, was.
 Das ist das Schöne an diesen Investitionen.
 Also, wenn man kann da natürlich lange über den quasi politischen Hintergrund streiten,
 ob das wirklich alles nötig war, durch die Ausstieg aus der Kohle.
 Aber ich finde, dass das politisch würde mir persönlich auch reichen,
 wenn man das in Grunde nur zum Anlass nimmt und wenn es gar nicht unbedingt
 so eine zwingende Kausale Verknüpfung gibt und sagt, wir bauen diese Region jetzt mal so ein bisschen aus.
 Denn natürlich ist das mit den Blühenden Landschaften in den fünf sogenannten neuen Bundesländern
 bis heute einfach sehr unterschiedlich gut gelungen.
 Da gibt es absolute Leuchtürme wie Leipzig zum Beispiel,
 und der Stadt geht soweit ich das einschätzen kann.
 Blenden war abgesehen von so gewissen Extremismusproblemen,
 aber wirtschaftlich geht es da ziemlich gut.
 Aber es gibt natürlich auch andere Ecken in den neuen Ländern,
 und da ist die Lausetz sicherlich auch ein Beispiel,
 wo das mit dem Durchstarten gerade aus ökonomischer Perspektive
 noch nicht ganz so gut geklappt hat.
 Insofern finde ich das eine gute Idee.
 Und außerdem muss man ja mal sehen, ist es auch eine schöne Gelegenheit,
 wie der Bund, der ja einfach mal ein paar Schalfformen liet,
 sehr viel Geld in der Kassert hat,
 einfach sich mal wieder in den Ländern engagiert
 und dort was tut für Infrastruktur aufbauener.
 Denn das ist natürlich jetzt eine sehr holschenartige Betrachtung.
 Grundsatz hat der Bund einfach mehr Geld als die Länder,
 zumal die Ostdeutschen-Bundesländer.
 Und wenn der Bund dann sei es auch aus diesem Anlass sagt,
 okay, wir versuchen jetzt hier noch mal so ein bisschen,
 was es auf die Beine zu stellen, dann finde ich das gut.
 Ja, ich finde das auch in Ordnung getrieben ist das Ganze natürlich
 auch gerade seitens der CDU von der Angst vor der AfD.
 Ja, die natürlich gegen alles mobilisiert,
 auch gegen den Ausstieg aus der Kohle,
 weil wegen, das ist halt wiederum die klassische Logik des Populismus.
 Da gibt es Menschen, die mit politischen Entscheidungen,
 diesem Fall in dem Kohleausstieg unzufrieden sind,
 weil sie persönlich einfach Angst haben,
 kann ich ja auch verstehen, wenn ich jetzt irgendwie in einem Job arbeiten würde,
 der von der Kohle abhängig ist, würde ich mir auch Gedanken machen,
 was wird, ja, Zukunftsangst.
 Und auf diese Zukunftsangsetzen sich dann Populisten
 in verantwortungsloser Weise drauf und behaupten,
 das muss, müssen alles gar nicht sein und hessen die Menschen auf und insofern,
 ist das vielleicht auch ganz gut,
 wenn der Bund auch versucht, diese Ängste den Menschen zu nehmen
 und ich mal ganz ehrlich so eine Summe wie 40 Milliarden,
 die ist natürlich eindrucksvoll,
 die ist auch, finde ich psychologisch durch aus wirksam und grundsätzlich
 mal geeignet den Menschen, die Angst zu nehmen.
 Ja.
 Und dann Stichwort Steuergeld, die zweite,
 das sind halt diese 4,3 Milliarden Euro für die Betreiber.
 2,5, was war das?
 4, glaube ich, kriegen die Betreiber in Westdeutschland, 1,7,
 irgendwas die in Ostdeutschland.
 Da kann man sich natürlich jetzt drüber streiten.
 Auf Twitter geht natürlich so dieses Ding rum.
 Ja, ich verbrenne gerade Autorifen in meinem Garten
 und nehme gern Geld, wenn ich damit aufhör,
 und damit ich damit aufhör, die Umwelt zu verpessen.
 Das ist natürlich so die Logik.
 Ne, warum sollen Unternehmen dafür Geld kriegen,
 dass sie aufhören, das Klima zu orientieren?
 Das ist natürlich, denke ich, auch eine falsche Ansatz,
 dennoch gibt es natürlich aber auch rechtliche Vorgaben,
 wenn die den Genehmigung haben und wenn man sie Ihnen das entzieht,
 oder sie dazu zwingt, ordnungsrechtlich die Dinge früher stillzulegen,
 dann ist das normal so, dann haben sie vielleicht auch ein Anbruch auf Entschädigung.
 Ich finde an dieser ganzen Jenseits der Summe und Jenseitsersprinzip sind ich viel problematischer,
 dass mit diesen Entschädigungszahlungen eigentlich verhindert wird,
 wahrscheinlich, dass diese Kohlekraftwerke
 früher aus dem Markt gehen, weil CO2 zu teuer wird.
 Genau, das muss man in dieser Funktionslogik,
 muss man noch mal ganz kurz nebeneinander stellen.
 Die Kraftwerke können zum einen vom Netz gehen, quasi aus nach Autonom,
 wirtschaftlichen Entscheidungen der Betreiber, weil sie einfach merken,
 der Strom, den wir hier produzieren, ist nicht mehr Wettbewerbsfähig,
 weil wir dafür viel zu viel CO2 Zertifikate zu zuhoben,
 kostet dann Kaufmiss. - Ja, aber letzten Sannung.
 Aber das ist die eine Logik. Die zweite Logik ist, der Staat geht hin und sagt,
 abschalt ordnungsrecht. - Ordnungsrecht, der Staat ordnet an,
 dass wir jetzt abgeschaltet.
 Und für diesen zweiten Fall gibt es jetzt nach diesem Kompromis
 und klamm er auf möglicherweise auch verfassungsrechtlich zwingend.
 Das ist sehr umstritten, klammert zu staatliche Entschädigungszahlung.
 Weil man eben sagt, eingrefiners Eigentum muss entschädigt werden.
 Und wenn die Kraftwerksbetreiber jetzt wissen,
 wenn ich mir das Ding vom Staat abschalten lasse,
 zum sagen wir mal jetzt 2035.
 Dann regnet's Euro. - So.
 Dann regnet's Euro.
 Wenn ich jetzt aber merke, sammermal 2035 wird es vom Staat abgeschaltet,
 laut Zeitplan und ich merke aber 2027,
 oh, CO2 ist eigentlich so teuer geworden,
 dass ich mit meinem Braunkohlekraftwerk
 gar kein Strom mehr mit Gewinn produzieren kann.
 Dann wäre normalerweise der Punkt gekommen, wo die sagen,
 okay, dann schalte ich das Ding ab oder fahres runter,
 so wie das in dem letzten Jahr halt ausführlich passiert.
 Die natürlich die mögliche Entschädigung ran.
 Das muss man sich mal bewegen.
 Dann lassen die möglicherweise aus ökonomischer Perspektive sinnvoll,
 lassen die möglicherweise ein Kraftwerk am Netz,
 das links Mieser einfährt, weil sie einfachen sich quasi über die Zeit retten
 bis zum staatliche Zwungen ausstieg und dann halten sie die Hand auf.
 Genau, und sie können das Kraftwerk eigentlich,
 sondern bWLmäßig so lange laufen lassen,
 bis die Verluste, die die Zahl mit einfahren,
 gleich der Entschädigung sind, die sie beim gezwungenen Abschalten bekommen.
 So, das heißt, die Laufzeit dieser Kraftwerke
 wird sich wahrscheinlich verlängern.
 Vieler Kraftwerke, wenn CO2 weiter teurer wird, was abzusehen ist.
 Und das finde ich eigentlich das eigentliche Problem an diesen Entschädigungszahlung.
 Und so und das war auch schon der Problem bei dem Kohlekompromis,
 dass sie da nicht gesagt haben, wir führen ein CO2-Einpreisein,
 der ist so hoch, dass die Dinger von allein von Netz gehen,
 weil nämlich der Effekt genau der gewesen wäre,
 dass dann keine Entschädigung gezahlt hätten werden müssen.
 Mhm, so. - Ja.
 Das wäre natürlich ja.
 Also das finde ich schon ganz interessant, aber das zeigt zugleich,
 wie schwer es auch immer wieder ist,
 die richtigen gesetzgeberischen Anreizezusetzen.
 Anreize ist ja auch so ein Lieblingsstichwort bei uns,
 weil wir immer finden, es ist eigentlich viel Charmanta,
 wenn man Dinge sanft, steuert als über Gebote und Verbote.
 Aber hier sieht man, wie da es ist, einfach wahnsinnig schwer,
 die richtigen Anreizezusetzen.
 Jetzt sieht sich der Bund möglicherweise gezwungen zur Vermeidung von Klagen,
 von vornherein eine Entschädigung vorzusehen,
 für den Eingriff in das Eigentum an den Kraftwerken.
 Und diese Entschädigung, die jetzt quasi am Horiz 20 abzahehin führt,
 dann zugleich dazu das möglicherweise, ökonomisch sinnvoll,
 Kraftwerke am Netz bleiben, die eigentlich längst abgemiesen haben.
 Wirklich verrückt.
 Da muss man ganz ehrlich sagen, vielleicht hätte man es da einfach darauf an
 ankommen lassen sollen, die echten wirtschaftlichen Verluste
 jeweils vorrichen zu lassen.
 Dass man also quasi nicht in den Kolokompromiss rein schreibt,
 X Milliarden gibt es als Entschädigung.
 Soll dann man hätte einfach sagen müssen,
 die tatsächlichen Verluste hätten würden ausgeglichen,
 aber eben nicht irgendwelche Paar-Charms.
 Ja, man muss dazu sagen, und das ist ein Punkt,
 den ich jetzt nicht so recherchiert habe, die Entschädigung werden irgendwie versteigert.
 Also es gibt da so ein Art Biedervorfahren,
 nachdem die Entschädigungssaalung verteilt werden.
 Das weiß ich jetzt nicht genau.
 Ich hoffe nicht, dass das die Logik, die wir eben gezehrt haben,
 völlig auf dem Kopf stellt.
 Aber ich habe die, wie gesagt, mit Felix Matis noch mal telefoniert.
 Und der hat mir diese Logik im Prinzip bestätigt.
 Und auch zwei andere noch.
 Also ich gehe davon aus, dass diese Logik hält.
 Die andere Sache ist versorgungssicherheit.
 Das ist natürlich immer eine große Frage.
 Ja, Deutschland, das muss man sich veraugenhalten.
 Deutschland steigt in den nächsten spätestens 18 Jahren
 aus drei zentralen Energierzeugungsformen aus Braunkohle,
 Steinkohle und Atomkraft.
 Ja.
 Wir schalten in zwei Jahren das letzte Atomkraftwerk ab.
 Und das sind natürlich Sachen, wo man sagen muss, ja.
 Und wo soll der Strom dann herkommen?
 Und die Regierung sagt, ja, wir bauen Gaskraftwerke.
 Ja.
 Das sind halt Kraftwerke, ich kann sie schnell hoch und runterfahren.
 Um eventuell mal eine Flauto oder wenig Sonne oder so was auszugleichen.
 Da ist aber das Problem.
 Auch Gas ist fossil.
 Auch Gas imitiert zu ihr zwei, viel weniger als Braunkohle und Steinpule.
 Aber trotzdem ist ein teuer und man macht sich wieder von Gas-Importen abhängig.
 Und deswegen sagt Claudia Kempferd, Energie-Expertin
 beim deutschen Institut für Wirtschaftsforschung zu diesem Punkt.
 Dieser Kohleausstieg muss begleitet werden mit einem Einstieg
 in erneuerbare Energien, das Ausbau-Tempel der erneuerbaren Energien
 muss mindestens verdreifacht werden.
 Sonst wird es nicht funktionieren.
 Und das hat die Bundesregierung leider im Moment nicht so sehr auf dem Zettel.
 Ja, und das haben wir in der letzten Sannung auch schon gesagt.
 Also du musst den Wind, den die Windkraft muss wieder voll ausgebaut werden,
 da ist der Rheinmaß, wie im letzten Jahr sagt sie.
 Und auch der Deckel dieser sogenannte von 52GW für Foto-Woltaik.
 Also dass der Staat quasi festlegt, mehr Foto-Woltaik, Leistung als 52GW
 wollen wir in Deutschland nicht haben, um Forderung und Finanzen im Griff zu halten.
 Kein, ich muss sie auch fallen.
 Das ist nämlich auch eine sehr kontaktprodukte Regelung.
 Aber gut, jetzt machen wir mal kurz einen Strich drunter.
 Es gibt nämlich Licht und Schatten, denke ich.
 Bei dieser Einigung gut ist immerhin stammen zu Zeit 33 Prozent der deutschen CO2-Emissionen aus Kohle.
 Das ist jedenfalls bald vorbei.
 Man kann sich überstreiten, ob bald genug, aber jedenfalls ist da ein Ende in Sicht.
 Das Ganze wird sozialverträglich ablaufen.
 Und es gibt massiven Dünger für die neuen Länder.
 Man muss auch ganz offen sagen, Geld ist jetzt nicht mehr das Problem.
 Ja, okay, vier Milliarden für die Betreiber sind Futsch.
 Das ist wirklich nötig wahr.
 Und ob das nicht sogar kontaktproduktive Folgen hat, d'accord.
 Aber dieses 40 Milliarden Investionen sind einfach gut angelegt.
 Es geldt und wir haben es ja, ja, also der Bundeshaushalt.
 Rätseln, ja, nicht erst nicht gut aus.
 Riener vielleicht nächste Woche noch mal ausführlich her drunter, was man da erst machen könnte.
 Und man muss aber auch sehen, es gibt ein Problem.
 Das Ganze bringt zu wenig fürs Klima und der Ausstieg stieg dauert insgesamt auch zu lange.
 Deswegen ist es, Claudia Kempferd, auch alles andere als glücklich mit diesem Kompromiss.
 Ja, ich finde es eher enttäuschend.
 Ich muss euch ja deutlich sagen, der jetzt vorgeschlagene Zeitplan ist sehr weit weg,
 von dem, was eigentlich die Kohlekommission empfohlen hatte.
 Man schiebt sehr viel auf die letzten Jahre.
 Und man muss dann sehr viel auf einmal machen.
 Diese Abbrug der Ausstieg ist etwas, was die Kohlekommission gerade nicht vorgeschlagen hatte.
 Dann hat man noch eine neue Steinkohlekraftwerk ganz nett,
 was auch empfohlen wurde, das besser nicht zu machen.
 Es ist relativ teuer. Man muss hohe Entschiedigungszahlungen leisten.
 Also es ist wenig Klimaschutz für teures Geld,
 weil aller Voraussicht nachwürt, man die Klimaziele damit nicht erreichen können.
 Das ist schon ein bedrefftes Fati, diese otone Stammübergs aus einem Interview,
 was Kempferd, dem Sender Phoenix gegeben hat, das noch als Quellenangabe.
 Da hat so ja Klimaziele nicht erreichen, das ist dann natürlich schon bitter.
 Und das wird nämlich noch zu einem anderen Punkt,
 dass man wahrscheinlich diesen Kohlekompromiss irgendwann auch wieder aufschmühren wird in ein paar Jahren.
 Warum denn das? - Weil, weil man feststellen wird,
 wir werden diese Ziele, die wir uns gesteckt haben, mit diesem Kompromiss nicht erreichen.
 Und das stellt sich dann irgendwie 20, 20, 20, 20, 25 irgendwann fest.
 Und dann fängst du wieder an zu diskutieren.
 Wir müssen irgendwie nachsteuern, wir müssen andere,
 wir müssen die Kohlekraftwerke früher vom Netz nehmen, als bisher geplant.
 Und dann fallen vielleicht wieder Entschiedigungszahlungen an.
 Und und und und und.
 Und viel Geld für wenig Klimaschutz, das sagt auch,
 auch mal eben hofer einer der renommiertesten Klimaforscher hier in Deutschland.
 Und er betont nämlich auch, dass die Zettifikate nicht gelöscht werden.
 Also, bisher zumindest ist es unklar, ob diese Zettifikate gelöscht werden.
 Das heißt, für diese Kohlekraftwerke, die jetzt ja vom Netz gehen sollen,
 wurden ja Berechtigungen eingeplant.
 Also die Berechtung, ein Zettifikat für eine Tonne CO2 wurde eingeplant.
 Wenn die jetzt aber nicht gebraucht werden, dann meint er,
 müssen die auch gelöscht werden.
 Wenn wir nämlich wollen, dass dieser Kohlekompromiss tatsächlich dem Klimanitzt,
 müssen die Emissions-Zertifikate stillgelegt werden
 und darüber schweigt, bis lang die Politik, in welchem Umfang sie das machen will.
 Wenn das nämlich nicht geschieht, hat das auf die Emissionen keinerlei Wirkung.
 Weil sozusagen diese Berechtigung CO2 auszustoßen,
 die dann von den Kohlekraftwerken nicht mehr genutzt werden, verkauft werden können.
 Und nach Polen oder so, wo dann diese Tonnen, die wir eigentlich einsparen,
 wollen, ausgestoßen werden dürfen.
 Und dann ist das in Europa natürlich ein Nullsummspiel.
 Jetzt ist aber natürlich die Frage, wie viel CO2 Zettifikate sind das wirklich,
 die da nicht benutzt werden, weil ja die Einsparung zu diesem
 Scenario Business as usual, wahrscheinlich nicht so riesig sind,
 so argumentiert zumindest Felix Matas vom Irkontitut.
 Deswegen sagt er sind es wahrscheinlich nicht so irrefilde Zettifikate.
 Und selbst wenn die jetzt auf den Markt kommen, sagt er,
 wird das den Punkt nicht verändern.
 Er sagt viel mehr, dass die EU sowieso in den nächsten 10 Jahren
 sehr, sehr viele von diesen Zettifikaten aus dem Markt nehmen wird,
 weil Ursula von der Linse ambitionierte Klimaziele sich gesteckt hat.
 Und er sagt, die werden vor allen Dingen erreicht werden,
 indem Verschmutzungsrechte aus dem Markt genommen werden,
 beziehungsweise viel, viel weniger versteigert werden.
 Und so mit die CO2 Emissionen sinken werden.
 Wir werden es abwarten.
 Ja, aber wie immer ist die letzte entscheidende Frage natürlich,
 was in Gesetz stehen wird.
 Das ist jetzt erstmal die politische Einigung zwischen Boot und Ländern.
 Und wir bleiben natürlich am Thema dran.
 Zu unserem nächsten Thema.
 Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche eine Sternstunde
 des Parlamentarismus erlebt, wie ich ehrlich gesagt finde,
 uns war bei der Diskussion um die Neuregelung der Organspende.
 Denn die Abstimmung zu diesem Thema ist freigegeben worden.
 Das heißt, es gab keinen Fraktionszwang.
 Und dementsprechend gab es eine Reihe Fraktionsübergreifende Vorschläge.
 Es gab eine ehrliche, sehr, wenn auch teilweise sehr
 emotionale Diskussion.
 Und ich fand das sehr, sehr schön, wenn man einfach mal wieder sehen konnte,
 was eigentlich dieser Bundestag für ein Bundesparlament sein kann,
 wie wieder ein wunderbarer, wunderer Diskurs entstehen kann,
 wenn man die Menschen eben nicht festnagelt auf bestimmte Fraktionslinien
 fand ich total inspirierend.
 Und vielleicht kann man das ja mal im Hinterkopf behalten.
 Für etwaige Konzellationen von Minder.
 Da sagen natürlich jetzt viele ja ja, aber wie das Grundgesetz sagt,
 doch, dass die Abgeordneneh nur in ihrem Gewissen verpflichtet sind
 und von den Fraktionswahlen gibt es doch eh illegal, so ungefähr.
 Das muss man ja auch immer in den Kommentaren.
 Ja.
 Ist nicht, es ist natürlich richtig.
 Abgehend ist alles und sind nur im Gewissen verpflichtet.
 Aber um die parlamentarische Arbeit operationabel würde man nennen zu halten.
 Und dann kann dann nicht jeder machen, was er will,
 sonst ist das Ding nicht zu berechnen.
 Ja, das hat ja vor allem, glaube ich, zu tun auch mit der Spezialisierung
 innerhalb der Fraktionen.
 Das heißt, es gibt ja in jeder Fraktion jemanden, der kümmert sich um Finanzpolitik.
 Da geht es um Steuerrecht.
 Oder es gibt jemanden, der kümmert sich um Verkehrspultik und so.
 Und du kannst eben nicht von allen nur ca. 700 Bundesdass Abgeordneten verlangen,
 zu jedem Thema Experten zu sein.
 Das heißt, also die inhaltliche Qualität der Parlaments-Aberzeit ist schon voraus,
 dass es Experten gibt.
 Und das besetzt aber natürlich auch voraus,
 dass dann die Absprachen zwischen den Experten in den Ausschüssen
 dann auch tatsächlich jeweils für die ganzen Fraktionen verbindlich sind.
 Also im Grundsatz finde ich diesen sogenannten Fraktionszwangen,
 der ja eben kein Vormelderzwangen ist.
 Ich finde den auch schon sehr sinnvoll.
 Aber ich finde zu gleich, dass diese Diskussion
 um die Organspende einfach deutlich gemacht hat,
 dass man vielleicht hier und da ein kleines bisschen mehr,
 jetzt mal etwas problemisch vor dem, die jetzt mehr Demokratie wagen sollte.
 Ja.
 Um denn es gibt eben doch, glaube ich, ein paar Entscheidungen,
 mehr, die man einfach mal frei geben sollte.
 Also aus meiner Sicht, ein Klassiker wäre der Paragraph 219a.
 Diese Frage dürfen Ärztinnen und Ärzte auf ihrer Homepage darüber informieren.
 Das und vor allem auch, wie sie Schwangerschaftsabbrüche durchführen.
 Da gibt es ja immer noch diesen unzähligen Straftatbestand,
 der das verbietet, der das Ernstwerbung verkriminalisiert.
 Und da gibt es im Bundestag eine breite Mehrheit für die Abschaffung.
 Und da sollte man, das ist auch mal ganz ehrlich,
 ein klassisches, moralisches Thema, keinem Kern macht politisches Thema.
 Da sollte man eigentlich auch frei geben.
 Und ich glaube, da fallen auch unseren höheren Enttürern
 schnell noch ein paar andere Fragen ein.
 Ich wollte gar nicht in eine breite Diskussion darüber einsteigen,
 über den Fraktionszwangen.
 Ich wollte einfach nur sagen, ich fand das eine Sternstunde des Bundestages,
 dass man über diese Frage so offen diskutiert hätte
 und das war einfach schön zu sehen.
 Aber Philipp, wo ist denn eigentlich das Problem,
 um das es in dieser Woche ging?
 Wir haben 9.000 Patienten, die auf einen organ, auf einen Spenderorgan.
 Patienten und Patienten, die auf einen Spenderorgan warten.
 Die Zahl der Spender- und Spenderinnen ist vergangen, ja,
 wieder leicht zurückgegangen.
 Zur Rückegang.
 So, auf 932, 2018 waren es noch 955 Menschen,
 den nach ihrem Todorgane entnommen wurden,
 sie an andere Menschen zu spenden.
 Mehr Spender, als beim jeweiligen Tiefstand gab es,
 aber trotzdem, also das war 2017, da haben 797 Menschen,
 die Organe gespendet, wie gesagt, im letzten Jahr waren es 932.
 Da, in dem Vergleich, was natürlich in Schritt nach oben,
 aber insgesamt ist es halt nicht viel und stagniert,
 und es ist viel zu wenig.
 Und im vergangenen Jahr wurden 2009, 1995,
 die Organe an die Vermittlungsstelle Euro-Transplant übergeben,
 vor allem Nieren, Lebernen und Lungen.
 Also 9.000 Menschen auf der Warteliste im Jahr plus minus 900,
 irgendwas Spender- und Spenderinnen,
 knapp 3000 Organe.
 Also da ist eine Lücke.
 Da ist eine große Lücke.
 Und um diese Lücke zu schließen,
 ist jetzt sehr häufig darauf verwiesen worden,
 dass in vielen anderen Ländern,
 eben die Organspende deswegen wesentlich leichter ist,
 weil es einfach eine andere in Anweschen die Vollteinstellung gibt.
 Also in Deutschland ist, bis lang die Rechtslage,
 dass Spenderinnen explizit einwilligen müssen,
 darin, dass ihnen nach ihrem Hirntot einen Organ entnommen werden darf
 oder auch mehrere Organe entnommen werden dürfen.
 In den meisten europäischen Ländern ist es anders.
 Da muss man also der Organspende explizit widersprechen.
 Der Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
 hatte mit einer Gruppe von anderen Mitgliedern des Bundestages
 einen Entwurf vorgelegt,
 nachdem jeder Mensch bis zu grundsätzlich mal als Organ Spender gilt.
 Es sei denn, er hat seinen Widerspruch gegen diese Einstellung festgelegt.
 Und dieser Entwurf ist allerdings in namentlicher Abstimmung
 im Bundestag abgelehnt worden,
 379 Abgeordnete,
 stimmt dagegen 292 Parlamentarier unterstützen,
 den Entwurf drei enthielten sich.
 Wir haben darüber schon zweimal diskutiert in der Lage,
 nämlich in den Entwurf 106 und 130.
 Verliegen wir noch mal.
 Das heißt, dieser Vorstoß von Gesundheitsminister Jens Spahn
 hat keine Mehrheit gefunden, sogar ehrlich gesagt,
 überraschend deutlich keine Mehrheit gefunden.
 Das heißt, die Defoldeinstellung bleibt, man muss zustimmen, Philipp.
 Aber trotzdem wird es Erleichterung geben für die Organspende,
 denn ein zweiter Entwurf hat eine Mehrheit gefunden.
 Richtig. Und zwar war das der Vorschlag,
 den wir auch in diesen genannten Lagen schon vorgestellt haben,
 zumindest kurz.
 Das war der Vorschlag von einer Gruppe um die Grüncheffen,
 einer Berbock und die linken Vorsitzende Katja Kippingen,
 die beiden haben das eingebracht,
 beziehungsweise diese Gruppeheit das eingebracht und dieser Vorschlag,
 denn nun auch angenommen wurde,
 der savor, dass alle Bürgerinnen, mindestens, mindestens,
 alle zehn Jahre beim Apulen des Auswalses
 auf das Thema Organspende angesprochen werden.
 Also, so nach dem Motto hier, Organspende, wollen sie ja oder nein.
 Also, dass sie mit dieser Frage konfrontiert werden.
 Dabei sollen sie auf diese Möglichkeit hingewiesen werden
 und eine Entscheidung dazu.
 Also dieses Jahr und an Nein wird eben in ein zentrales Online-Register
 eingetragen.
 heißt, du brauchst also im Fall des Falles
 nicht mehr diesen Papierausweis beide jetzt zu haben,
 damit er zur Notärztung und so entscheiden können,
 ist das hier in den Organspenderinnen oder es ist nicht,
 sondern man kann halt in diesen Registernach gucken.
 Online und hat damit natürlich eine bessere Abdeckung.
 Weil was ist, ich finde, es sind dann vielleicht Organspenderinnen,
 haben auch außerhalb nicht dabei.
 Also so.
 Und typischer Fall, Badeunfall.
 Also jemand kommt irgendwie im Bade-Sea unter Wasser.
 Dabei tritt ein irreparabler Hirnschaden ein.
 Während aber der Körper ansonsten noch erhalten,
 ist so, dass also zum Beispiel andere Organe noch erhalten sind.
 Das wäre ein typischer Fall für einen möglichen Organspende.
 Nur, wenn jemand aus dem See gezogen wird, hat dann natürlich in aller Regel
 keinen Ortsweis mehr dabei.
 Und in solchen Fällen, klar, man muss dann erst mal erklären,
 wer ist das jetzt, also ohne die Identität des Menschen zu klären,
 kann man natürlich auch online nicht nachfragen,
 was der jetzt zu der Frage der Ortsdämpfer hat.
 Das ist ein ganz späne Entwerfer.
 Einfach machen als diesen Spender aus.
 Der Lichtheit im Zweifel am Bade-Sea im Sand immer noch,
 oder ist einfach ganz worte.
 Und dann also nicht nur beim Ausweis abholen,
 sondern auch Hausärzte sollen Leute informieren.
 Alle so zwei Jahre, ja, Organspende, ja oder nein, was halten Sie davon.
 Und diesem Vorschlag, dem Herrn halt 432 Abgeordnete und Abgeordnete,
 ja, so ein neutraler Abgeordnete.
 Zugestimmt, das heißt, das Ding wurde angenommen, das heißt, das Ding kommt.
 So, ich würde sagen, unter dem Strich ist gut,
 dass diese Spendenbereitschaft in so einem Register steht,
 weil du musst den Pass nicht mehr dabei haben,
 ja. - Irgendseit.
 Und Ärzte, Mitarbeiter, öffentlicher Verwaltung,
 müssen die Menschen damit konfrontieren, ja.
 Und das schlupft nicht mehr so durch,
 sondern du musst dich aktiv entscheiden und damit befassen.
 Und das ist nämlich der Witz,
 dass in diesem Register nicht nur das Jahr hinterlegt werden kann,
 sondern auch das Nein.
 Und das wiederum versucht,
 so ein bisschen diesen typischen Träkheitseffekt entgegenzuwirken.
 Wenn du, wenn also in das Register nur das Jahr eingetragen würde,
 dann würden einfach viele Leute schon aus lauter Träkheit gar nichts machen.
 Aber wenn ja und nein eingetragen werden können,
 dann tritt dieser Träkheitseffekt grundsätzlich mal jedenfalls weniger zu Tage.
 Und insofern ist auch das, glaube ich, eine ganz gute Lösung.
 Und wirklich gut sind auch organisatorische Änderungen
 zur Verbesserung der organischen Situation,
 die schon im vergangenen Jahr beschlossen wurden.
 Aber die Faktor ist dieses Jahr Wilkenphilip,
 das hast du noch mal nachgeschaut.
 Was ist das Gesetz zur organischen Spende?
 Da hatten wir auch in diesen beiden Folgen darüber geredet,
 weil viele Experten und Experten ja sagen, ja, wir haben ...
 Also, das ist ein superkomplexes System mit dieser organischen Spende,
 gibt etische Erwege, gibt habituelle Erwege, gibt aber eben auch ...
 Also halt so heisst du viel wie Gewohnheiten der Mensch.
 Gewohnheiten, ja.
 Und es gibt aber eben auch organisatorisch, wie schnell kommt man an die Organe ran?
 Wie werden die Organspenden in den Krankenhäusern organisiert?
 Gibt es dafür Stellen, werden die gut vergütet, etc.?
 Und da gibt es halt viele Experten und Experten, die sagen,
 dass eigentliche Problem, warum es zu wenig Organspenden gibt.
 Oder zumindest ein großer Teil des Problems,
 sind diese organisatorischen Fragen in den Krankenhäusern.
 Und dieses Problem ist eben dieses Gesetz angegangen,
 das Gesetz zur organischen Spende, wie gesagt.
 Nur wenn man letzten Jahres verabschiedet, die Faktor,
 das ist zwar auch schon im Gesetzblatt gestanden, aber wie gesagt,
 die Wirkung wird es erst in diesem Jahr entfalten.
 Wenn es denn eine entfaltet, man wird es sehen.
 Aber da gibt es dann halt genau solche Punkte.
 Es wird höher vergütet, wenn Organe entnommen werden
 und wenn sie transportiert werden.
 Die Kommunikation zwischen den ganzen Beteiligten wird verbessert.
 Es gibt auch Transplantationsbeauftragte in den Krankenhäusern,
 die sich um diese Transplantationen kümmern müssen.
 Also das ist ein größerer Schritt.
 Das weiß ich nicht, aber mir scheint, dass das fast der wichtigste Schritt ist.
 Und wenn man jetzt feststellt, mein Wagen, am Ende des Jahres,
 das alles bringt nichts.
 Oder meine Wagen in zwei Jahren.
 Weder diese Amutigung in den Bürgerämtern,
 noch diese organisatorischen Änderung,
 dann kann man immer noch auf die Widerspruchslösung gehen.
 Dann kann man immer noch sagen, Leute,
 wir haben es versucht, es bringt nichts,
 die die Vollteinstellung wird, ihr spendet.
 Und müssen wieder. - Und können wir sagen.
 Und ich finde, dass in der Tat auch, glaube ich,
 unter dem Strich aus einer verfassungsrechtlichen Perspektive vorzugs,
 würde ich, wie es jetzt läuft,
 also dass man erst mal noch versucht, eine ganze Reihe anderer Möglichkeit.
 Milderer. - Und milderer Schritte quasi zu ergreifen.
 Oder milderer Maßnahmen zu ergreifen.
 Unterhalb der Schwelle der Änderung dieser die Vollteinstellung.
 Also wir hatten das Thema eben, wie da schon mehr Veränderlage.
 Da gab es, und ich zum Beispiel hatte mich da,
 recht positive ausgesprochen, gegenüber dieser Widerspruchslösung.
 Aber aus meiner Sicht der Grundrechts-Eingriff vergleichsweise milde wiegt.
 Und zwar einfach deswegen, weil es sich ja eben
 um eine Verletzung des postmortalen Persönlichkeitsrechts vor allem handelt.
 Also der Mensch ist schon verstorben.
 Da gibt es vor Fortwirken der Grundrechtswirkung.
 Aber sehr schon irgendwas anderes, ob man einem verstorbenen Menschenorgane
 entnimmt oder einem noch lebenden Menschen.
 Gleichwohl bleibt es aber natürlich ein Grundrechts-Eingriff.
 Und der muss immer verhältnismäßig sein.
 Man wird insbesondere, dass es keine milderen,
 aber ebenso wirksam Maßnahmen gibt.
 Und genau das würde ich sagen, testet der Gesetzgeber jetzt aus.
 Jetzt werden alle möglichen flankierenden Maßnahmen ergriffen
 von Register bis Organisationen umzuschauen,
 ob man auf dieser Art und Weise die Spendenbereitschaft auf ein Niveau heben kann.
 Dass tatsächlich mehr oder weniger alle Leute, die in Spenderorganen brauchen,
 möglichst bald versorgt werden können.
 Und wenn das dann nicht funktioniert, dann ist zugleich der Nachweis geführt,
 auch aus der Perspektive der Verhältnismäßigkeit,
 dass man jetzt doch tatsächlich die Vor-Die-Die-Vort-Einstellung ändern muss.
 Genau. Insofern ist das auch eine Antwort auf die Position,
 die ich damals in der Diskussion eingenommen habe.
 Ich fand das ja tendenziell ein Unfallhälstemäßig-Großen-Eingriff,
 auch wenn man nur nein sagen muss.
 Aber ich fand es ein Unfallhälstemäßig-Großen-Eingriff,
 weil ich, nachdem, was ich so gelesen hatte,
 der Auffassung war und bin, dass diese organisatorischen Fragen
 einen sehr, sehr großen Anteil daran haben, ob die Spenden nach oben gehen oder nicht.
 Und insofern finde ich, dass jetzt auch hier ein guten Kompromiss,
 dass man das mal probiert.
 Und dann, wenn du nach ein, zwei Jahren sagst, nee,
 das hat alles nichts gebracht.
 Jetzt müssen wir einschritt weitergehen.
 Ja, Akopo, einschritt weitergehen.
 Wir kommen zu einem neuen Thema,
 das aber im Verfassungsrecht bleibt, Philipp.
 Ja, genau.
 Wir sind sozusagen am Sonntag nachmittag,
 oder neben Sonntagarm oder Montagmorgen,
 bis noch mit mir netterweise ganz früh zum Frühstück aufgestanden,
 weil ich aus Freiburg sehr früh mit dem Zug zurück nach Berlin gefahren bin.
 Und ich sag, ich komme, ich steh mit dir so früh auf, ob ich noch nicht nie müsste.
 Noch mit Schlafemissern aus dem Vertreter.
 Und in den Kartoffeln da in die Insta ist da rumgestört.
 Und dann sagten wir dann noch kurz zusammen,
 der Grund, warum du mit mir nicht nach Berlin zurückgefahren bist,
 war, dass du Richtung,
 sag mal, Nordwesten gefahren bist, Richtung Karlsruhe.
 Und dort in der Funktion als Vorsitzender der Gesellschaft für Freiheitsrechte
 in Beratender und Pressearbeitenderfunktion,
 mitgesessen hast in einer zweitigen Anhörung, die das Bundesverfassungsgericht durchgeführt hat,
 weil eure Gesellschaft, euer Verein, die Gesellschaft für Freiheitsrechte,
 beschwerte Führer betreut und mit ihnen da vor Gericht gezogen ist gegen das BND-Gesetz.
 Ja, genau.
 Da haben wir ja, also was dieses BND-Gesetz im Kern ist,
 haben wir ja letzte Folge schon erörtert,
 jetzt erst mal die Frage, nicht jeder sitzt jeden Tag
 vor dem Bundesverfassungsgericht, wie ist das so?
 Ja, also man muss ich das schon sehr, sehr spannend vorstellen.
 Wir hatten als GFF natürlich mit Zusammen mit Reporte ohne Grenzen.
 Das war unsere wichtigste Partnerorganisation in diesem Verfahren.
 Hatten dann natürlich erst mal so einen kleinen Pressetermin,
 also die Verhandlung gegen um 10 los.
 Und wir hatten morgens dann vor dem Gericht zu einem Pressetermin eingeladen,
 weil man natürlich dann möchte, dass irgendwie schöne Fernsehbilder entstehen,
 hatten da auch so einen kleinen Symbol noch für den BND,
 so eine Krakere, die irgendwie Handys ausließt und Computer ausließt und so.
 Genau, das heißt, wir haben dann also erst diesen Pressetermin absolviert,
 per Interviews gegeben und dann irgendwann so vorerein gegangen ins Gebäude.
 Man kennt das ja so von Bildern.
 Dieses Bundesverfassungsgerichtsgebäude ist ja wirklich ein architektronisch,
 finde ich sehr, sehr gelungenes Gebäude, weil es nämlich so eine Glaskonstruktion ist.
 Also aus Holz und Glas, wirklich sehr licht und das sah auch schon ganz tolle aus,
 als man da morgens kam, da war es noch nicht noch dunkel und dieses Gebäude,
 weil dann quasi so ein heller Cubus irgendwie vor der Kulisse des Karns Wars schlosses,
 das war sehr schön, ich hätte das Bild auch getwittert.
 Und dann können wir vielleicht als Kapitelbild nehmen, das ist wirklich ganz hübsch.
 Und du hast ja ja auch mal gar nicht, das war jetzt ja nicht ganz neu für dich dazu sein,
 aber dieses da sitzen vor den roten Roben.
 Das war schon, das war schon was Besonderes.
 Das war schon was Besonderes.
 Also, viele Leute haben gesagt, ich war ja ein bisschen schabdlicher Mitarbeiter,
 da finde ich, weil er da vor auch schon ein Referenda, das heißt das Gebäude kannte ich
 und auch die Stadt Karlsruhe, ich kenne ich wirklich gut.
 Das fühlt sich immer schön an, das ist so ein bisschen so just like coming home
 und auch im Gericht begrüßen dann irgendwie die Mitarbeiter freundlich,
 die einen noch kennen, irgendwie der Fördner und die Wachtmeister und so.
 Das ist irgendwie einfach total nett menschlich, ganz sehr, sehr schöne Arbeitsatmosphäre,
 das ist generell da und eben auch jetzt, dann kommt man da eben rein,
 setze ich in den Saal und ich war in diesem Fall Teil der Delegation der Beschwerdeführer.
 Das heißt also Prof. Matthias Becker war der quasi der inhaltliche Leiter der Delegation,
 dann war rechts und dann war er als Doktor B. Jean-Mouin, dabei.
 Das ist so aus der Rechtsabteilung der GFF.
 Bis hier ein Mir war dabei als Vertreter der Beschwerdeführer, der Chef von Reporte und Grenzen.
 Und meine Wenigkeit, genau.
 Und dann sitzen wir da tatsächlich auf der linken Seite im Saal in der ersten Reihe
 und wie du saß für die, direkt unterhalb der roten Roben.
 Und das ist schon einfach sehr sehr eindrucksvoll.
 Also das Bundesverfassungsgericht legt ja immer wert darauf,
 dass das jetzt nicht irgendwie so großer Pumpe ist,
 aber es ist einfach eine sehr stilvolle Art, finde ich,
 so ein Verfassungsgericht zu inszenieren.
 Wie gesagt, diese roten Roben, der schlichte Saal, aber es wird dann schon richtig aufgerufen.
 Das heißt, also einer der Wachtmeister in so einer 50er Jahre Fantasie-Uniform steht dann da und ruft laut,
 dass Bundesverfassungsgericht und alle Leute stehen auf und die im Haltung an.
 Und dann kommen die acht eben reingelaufen.
 Das ist schon sehr eindrucksvoll und da sagt mir auch gerade Leute, die das so noch nicht erlebt hatten,
 das macht schon was mit einem.
 Also es ist nicht ganz das selbe, wie beim Supreme Court, wo das ganze Jahr in einer dunklen Höhle stattfindet,
 fast schon in Washington.
 Das ist also noch ein bisschen, wie soll ich sagen, noch ein bisschen Sarkraler,
 fast wie im kaltolischen Gottesdienst inszeniert.
 Das ist alles in, finde ich, im Karlsruher, Bundesverfassungsgericht so ein bisschen,
 wie soll ich sagen, so ein bisschen weltlicher, aber trotzdem sehr eindrucksvoll, sehr würdevoll
 und hat mich auch selber eine.
 Ich finde das ja immer interessant, ne?
 Also so staatliche Inszenierung generell, man könnte ja sagen,
 was in England dann mit ihren paar Rücken und so,
 und es gibt ja die merkwürdigsten Auswüchse.
 Aber unter dem Strich haben die dann schon alle dieselbe Funktionen,
 nämlich dieser Institution, die sich dort inszeniert,
 irgendwie Gewicht zu geben und sie rauszuheben
 und die Bedeutung dessen, was diese Institution macht,
 zu unterstreichen und auch damit die Ergebnisse, die diese Institution produziert,
 deren Wirkung sicherzustellen.
 Also ein Stück wird auch zu legitimieren.
 Und das ist legitimieren und so.
 Und ich finde es interessant, dass das psychologisch halt immer wirkt.
 Ja, auch bei erwachsenen Menschen,
 da stehen dann halt Leute, die sich dann merkwürdig in diesen Roben verkleidet haben.
 Und trotzdem ist man ergriffen und trotzdem bord man nicht in der Nase und deck die Füße auch.
 Nee, in den ganzen Geraden.
 Leute, mach mal hin, erstellen mal eure Fragen, damit wir hier wieder loskommen.
 Nee, das macht keinen Mensch.
 Dazu trägt zum Beispiel auch bei, dass ja im Saal strengstes Verbot
 gilt elektronische Geräte zu verwenden.
 Also einige ganz ausgewählte Leute dürfen einen Laptop oder einen iPad mitnehmen.
 Das muss man aber vorher beantragen und dieses Gerät muss dann auch offline sein.
 Also man darf aus diesem Saal heraus nicht online kommunizieren.
 Und generell finde ich diese Inzienierung am Bundesverfassungskiricht sehr gelungen.
 Auch gerade so im Vergleich, du hast es angesprochen, zu England oder den Vereinigten Staaten.
 Weil das Würdevoll ist, aber irgendwie kein Pomp-Ausstraal.
 Das ist eben nicht Louis Catoz.
 Das ist Würdevoll.
 Das hat, das hat finde ich, was sehr demokratisches.
 Auch ich habe schon angesprochen, diese Architektur finde ich da auch sehr gelungen.
 Das sind ja eben so ganz strenge Würfelstrukturen und Rechtextrukturen.
 Und mit ganz viel Glas.
 Das heißt dieses Gebäude strahlt, diese Transparenz tatsächlich aus.
 Die des Bundesverfassungsrichter immer so für sich in Anspruch nimmt.
 Und ich finde, das funktioniert als Inzienierung einfach sehr sehr gut.
 Und um vielleicht so ein bisschen überzuleiten zu den Inhalten.
 Also das Gericht hat aus dem Nachmeiner Wahrnehmung ganz außerordentlich gut verhandelt.
 Ich glaube, ich in meinem Leben so über einen Daumen 15 vielleicht 20 Verhandlungen live erlebt.
 Als sie wie, setzen Sie sich da halt immer hinten rein und hört zu.
 Als Riff von da natürlich auch.
 An einer anderen habe ich schon aktiv mitgewirkt.
 Das war 2015 die Verhandlung zum BKA gesetzt.
 Da war ich für MNIST-Tie damals als Vertreter.
 Aber ich würde sagen, das war schon nach meiner Wahrnehmung
 wahrscheinlich sogar die, wo der Senat am besten vorbereitet war, wo auch einfach die meisten Menschen
 aus diesem 8 Köpfigen Senat unglaublich spannende interessante komplexe Fragen gestellt hat.
 Das war total beeindruckend.
 Es war eine zweitfügige Anhörung und sind uns weg der Nummer wahr.
 Ihr hattet ja an umfangreichend Schriftdats eingereicht mit sowas halt warum.
 Und dann haben sich sich durchgelesen, sich Gedanken gemacht.
 Und nun hat zwei Tage lang Fragen gestellt an euch, an die auch die Vertreter des BND und der Bundesregierung.
 Genau, das lohnt sich vielleicht noch kurz zu erzählen.
 Also auf der einen Seite sah es ein eben die Beschwerdeführer, habe ich ganz geschildert.
 Und auf der anderen Seite sah es ein Helgebrauen.
 Das Kanzler-Amsminister, der Chef des BND, Herr Karl und dann noch eine Riesentilligation.
 25, 30 Leute von BND, Bundesjussizministerium, Bundeskanzleramt, Innenministerium und so.
 Also die Bundesregierung hatte da schon den ganz großen Bahnhof inszeniert.
 Und dann gibt es natürlich viel Publikum.
 Also hinten drin sah es eine ganze Reiheleute von der GFF.
 Das war für uns eine richtige Klassenfahrt, Reporter und Grenzen.
 Da war auch einer großen Delegation da sehr viel Journalistin und Journalisten.
 Genau, so muss man sich diesen Saal einfach rappelvoll vorstellen
 und sogar ringsum den Saan herum hatten sie noch Schulreien aufgebaut, wo dann Schulklassen saßen.
 Also eine große Veranstaltung.
 Es ging ums BND-Gesetz. Wir haben das innenlich letztes Mal erzählt.
 Also ein Gesetz, was dem BND letztlich erlaubt.
 Internetverkehr abzuschnorcheln unter der Voraussetzung,
 dass eben keine deutschen Staatsbürger, Staatsbürgerinnen, in die Filter geraten.
 Da war auch vorbei am Stritten, ist wie gut das Klampt-Gesetz.
 Aber es dürfen keine deutschen Überwacht werden.
 Frage ist, wie gut wird das sich hergestellt?
 Und die zweite Frage, die ja da stand,
 gelten den deutsche Grundrechte nicht auch außerhalb Deutschlands.
 Das ist eine Kozifikationsgeheimnis.
 Warum soll das nicht für ein Liebernesengelden?
 Der sofern jedenfalls deutsche Behörden ihn überwachen.
 Das war eine titi Frage.
 Genau. Und das sind so die Fragen, die Kernfragen, die wir aufgeworfen haben.
 Also die vor allem Professor Becker aufgeworfen hat in seiner Verfassungsbeschwert.
 Das ist ein über 90-seitiger Schriftzatz.
 Da gab es gegen auch dann zwei Monate.
 Da hat ein Professor Wieland aus Speier für die Bundesregierung repliziert.
 Darauf haben wir noch mal geantwortet.
 Dann gab es ein paar Stellungnahmen vom CDC.
 Also in Verfahren wird umfangreich vorbereitet.
 Im ganzen lagen sich ja 500 Seiten Schriftzätze zur Grunde dieser Verhandlung.
 Und wie man so gerüchteweise gehört hat, hat der Berichterstatter
 in diesem Verfahren Professor Masing auch ein über 600 Seiten starkes juristisches Gutachten vorbereitet.
 Das sogenannte "Senaz-Votum" auf diesem Grundlage der erste "Senad" des Bundesverfassungsgerichts.
 Das Thema schon vorberaten hat.
 Und das merkte man eben, habe ich schon angedeutet,
 dass dieser "Senad" unglaublich gut vorbereitet war.
 Das war richtig faszinierend zu sehen.
 Also die Verhandlung war insofern inhaltlich sehr anstrengend.
 Muss ich ganz ehrlich sagen, wir haben im ersten Tag von 10 bis ca. 21 Uhr verhandelt
 mit einer kurzen Mittagspause von anderthalb Stunden.
 Und am zweiten Tag ohne Mittagspause von 10 bis,
 oder neuf, 15, 30, 16 Uhr.
 Das war einfach allein schon von dem Ablauf für extrem anstrengend,
 weil wir die ganze Zeit natürlich hochkonzentriert zugehört haben.
 Und der "Senad" immer hochkonzentriert zugehört hat, Fragenstädter.
 Das war schon wirklich juristisches Hochreg,
 einfach so von dem zeitlichen Ablauf, aber auch von der inhaltlichen Dichte.
 Ich war sehr, sehr beeindruckt. Das muss ich ehrlich sagen.
 Jetzt Um das mal so ein bisschen inhaltlich hier nicht zu so ein PR-Block zu lassen,
 ist ganz kritik. Es ist ganz kritik.
 Das muss man dort nicht sagen.
 Formuliert in diesem Fall von Michael Stempfler,
 das Chaos Bondant im ALD-Hauptstadt-Studio, dort für Terrorismus.
 Und solche Themen zuständig.
 Wir zitieren mal und spielen mal einen O-Tone aus seinem Kommentar
 zu diesem Thema in den Tagesthemen.
 Wir reden gerade darüber, ob der Bundesnachrichtendienst
 zu viele Informationen bekommt.
 Und ob wir seine Tätigkeit einschränken sollten.
 Geht's noch?
 In der Debatte steckt erschreckend viel außenpolitischender Evität.
 Bei unseren Nachbarn in Großbritannien und Frankreich und denkbar.
 Auslandsnachrichtendienste sind dazu da Informationen zu gewinnen,
 damit unsere Politiker außenpolitische Entscheidungen treffen können.
 Und wenn man die Weltpolitik nicht enttremms und Putin's überlassen will,
 vielleicht nicht ganz dumm.
 Also argumentiert international Terrorismus, organisiertes Verbrechen.
 Das sind alles Sachen, die muss man aufklären.
 Und dazu braucht man den BND.
 Auch hat er gesagt, da noch weiter, dass sei,
 sondern mal zynisch oder, wie gesagt, ein heuchlerisch vielleicht am besten,
 der BND darf das alles nicht.
 Weil deutsche Dienste dann aber trotzdem diese Informationen
 von ausländischen Nachrichtendiensten entgegennehmen und dafür auch Dankesagen
 und sehr froh darüber sind, dass die sich nicht an diese strengen Maßstäbehalten,
 wie wir sie jetzt leicht für den deutschen Auslandsgeheimdienst verlangen.
 Was ist denn dann argumentiert?
 Ehrlich gesagt, geht es ja überhaupt nicht darum, dass die Tätigkeit des BND
 substanziell eingeschränkt werden soll, sondern uns geht es bei der Verfassungss Beschwerte,
 darum, dass der BND sich an Rechnung gesetzt halten soll.
 Viele Du hast eben schon an Gedeute der BND behauptet,
 dass dieses Abfangen von Internetkommunikationen über Ausländer oder von Ausländern im Ausland,
 aber natürlich aus Deutschland heraus,
 dass das gar kein Eingriff sei in Artikel 10 des Grundgesetzes.
 Und wir haben da vor allem Gegenhalten und gesagt, nein,
 das ist an diesem Grundrecht zu messen und daraus folgen bestimmte Dinge.
 Also der Kernansatz ist tatsächlich, dass wir im Idealfall möchten,
 dass eben nicht mehr das Internet mit so einer Art Schleppnetz durchforstet wird,
 sondern dass der BND gezielt einzelne Personen überwachen darf,
 gegen die meine halben auch nur leichte Verdachtsmomente vorliegen.
 Der BND sucht ja schon heute nichts quasi zielos in diesen Daten,
 sondern er sucht immer mit Hilfe sogenannte Suchbegriffe oder Selektoren in diesen Daten.
 Da gibt's ja, also wir wissen nicht, glaube ich, viele, dass es streng geheim,
 aber eine sechsstelle gezahl, also zwischen 100.000 und 1 Million Suchbegriffe verwendet der BND,
 um in diesem Internet Datenstrom irgendwelche Erkenntnisse zu gewinnen.
 Und unsere Position war noch nie der BND so quasi abgeschafft werden,
 sondern die Positionen der GFF und ihrer Partnerorganisation in diesem Fall ist,
 wir wollen eine zielgerichtete Suche.
 Und vor allem wollen wir das ansonsten auch die vielen,
 wie soll ich sagen, Verfahrensrechtlichen Sicherungen eingehalten werden,
 die immer daran hängen, dass ein Eingriff in Artikel 10 passiert.
 Also zum Beispiel eine effektive Kontrolle.
 Es ging am ersten Tag viele um diese Grundrechtsschältung,
 wo man sagen muss, die Bundesregierung gar nicht gut aussah.
 Also ich bin fest davon überzeugt, dass das Bundesverfassungsgericht
 Artikel 10 grundsätzlich veranwendet beieklären wird.
 Aber am zweiten Tag und auch am Abend des ersten Tages ging es vor allem,
 darum, wie man einen solchen Geheimdienst dann effizient kontrollieren muss.
 Und das wäre aus meiner Sicht rechtstaatlich vielleicht sogar das Wichtigste,
 der soll natürlich seine Arbeit machen.
 Aber was nicht geht aus meiner Sicht,
 ist, dass da eine Behörde im Geheim arbeitet
 und niemand das kontrolliert, unabhängig.
 Aber es gibt doch gerade auch im Rahmen des BND-Gesetzes
 ganz viele neue Institutionen.
 Also eine ganz neue Institution,
 das sogenannte Unabhängige Gremium,
 und das war ausgesprochen spannend.
 Da hatten sie nämlich die Vorsitzende, die die ersten,
 circa zwei Jahre dieses Unabhängige Gremium aufgebaut hat,
 Gabriel E. Ceren, eine ehemalige Kollegin von mir vom Landkrieg Berlin,
 die ist dann Bundesrichterin geworden und dann noch ein bisschen später
 Vorsitzende dieses UG.
 Und die hat sehr eindrucksvoll geschildert, wie der BND sich das systematisch
 sehr mauernd geübt hat.
 Das heißt, sie musste sich in den ersten Jahren ihrer Tätigkeit,
 überhaupt erst mal so was für eine Arbeitsbeziehung zum BND arbeiten,
 weil die am liebsten so wenig wie irgendwie möglich an sie geliefert haben.
 Und meine persönliche Vermutung ist, dass diese Benenung von Franzi Reiner
 sich aus sich das BND als großes Eigentor erwiesen hat.
 Also die hat aus meiner Sicht einen ganz brillanten Job gemacht.
 Das war sehr eindrucksvoll zu schildern, wie sie ganz behadelig,
 mit ihr immer mit neuen juristischen Argumenten wirklich versucht hat,
 aus der schlechten Rechtsgrundlage für das Unabhängige Gremium,
 eine effektive Kontrolle zu machen, ganz beeindruckende Frau.
 Also ich war wirklich total geblendet davon,
 diesem Zeugnis, aber man hat zugleich gesehen, der BND lässt sich die Dinge aus der Nase ziehen.
 Der liefert freiwillig so wenig wie irgendwie möglich.
 Und das ist eben das Gegenteil einer effizienten Kontrolle.
 Also was soll Kontrolle wirklich liefern?
 Aus meiner Perspektive bedeutet Kontrolle, dass es möglich sein muss,
 jede einzelne Entscheidung dieser Behörde auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen.
 Also Behörde in diesem Fall BND.
 Das ist natürlich in der Praxis nie so, dass du alles wirklich prüfen.
 Wirst, weil dazu die Kapazität fehlen, der BND hat irgendwie 6.000 Mitarbeiter.
 Aber es muss zumindest das Potenzial da sein, dass jeder einzelne Entscheidung,
 also zum Beispiel wir der BND, nutzt einen bestimmten Suchbegriff,
 auf die Rechtmäßigkeit geprüft werden kann.
 Und das ist bislang nicht der Fall.
 Also das Unabhängige Gremium kann nur einen Schmaen ausnimmt prüfen.
 Dann ist noch der Bundesdatenschutzbeauftragte an Bord.
 Und das war auch eine Sternstunde dieser Mündchenferntelung.
 Der fragte dann Johannes Marsing, der Berichterstatter,
 der Bundesdatenschutzbeauftragten, so ja, also Herr Kälber, ich gebe mir davon aus,
 Sie haben als Bundesdatenschutzbeauftragte,
 dürfen die Arbeit des BND umfassend prüfen.
 Da gibt es ja keine rechtlichen Einschränkungen.
 Wir gehen fest davon aus, Sie haben alles von BND bekommen, was Sie haben wollten.
 Und Ulikaberso, nein.
 Nein, die haben also selbst der Bundesdatenschutzbeauftragte
 mit umfassender Prüfungskompetenz,
 kriegt dann immer zu höher, ne, können wir, die nicht geben, ist geheim.
 Oder was sich als ständiges Problem erwies,
 können wir, die nicht geben, weil third party rule.
 Das ist irgendwie so ein, sagen wir, so eine Art,
 da heimdienst-Gremen. - Genau.
 Wenn wir Informationen von anderen Diensten bekommen haben,
 dann kriegen wir die Mühe unter der Voraussetzung,
 dass wir die keinem dritten zur Verfügung stellen,
 weil sonst kriegen wir nie wieder irgendwas von denen.
 Das ist immer das, so.
 So, die Frage ist, ist denn der Datenschutzbeauftragte,
 ist der wirklich ein Dritter?
 Oder ist das Ohren der Penge "Gegremium", ja, ein Gremium aus zwei Bundesrichter*innen
 und jemandem von der Bundesanwaltschaft, ist das ein Dritter in diesem Sinne.
 Und das war zum Beispiel total spannend, der Bundesnachendienst sagt immer,
 nein, also diese ganzen Kontrollgremium,
 die sind dritte, das heißt, sobald wir Daten haben,
 die von der NSA kommen oder vom GCHQ oder von der Kanteung kontrollieren.
 Kann niemand das kontrollieren und da kann ich der BND immer sagen,
 sorry, also das kriegst du jetzt nicht third party rule
 und dann ist die Kontrolle vorbei.
 Das kann nicht sein und es war total spannend,
 dass der Senat einen britischen Experten geladen hat,
 der dem Senat geschildert hat, wie diese insbesondere geschildert wird,
 die geheimdienst-Controlle in England abläuft.
 Und das ist ja so, dass es da ein Gremium gibt, was letztlich
 der exikutive zugeordnet wird und auch dann innerhalb des geheimdienstes
 eben nicht als third party betrachtet werden kann.
 Ganz genau.
 Sondern eigentlich als Teil von uns gesehen werden muss.
 Und da sitzen aber unatmengige Leute drin, auch Richter und Juristen und so was.
 Und das scheint ja als Kontrollinstrument zumindest relativ gut zu funktionieren.
 Das war in der Tat der Einung der Entstandenes in dieser Verhandlung.
 Also es gibt in England das IPCO-IBCO genannt,
 dass Investigatory Powers Committee und den Kommissioner an der Spitze.
 Und da gibt es das IPT des Investigatory Powers Tribunal.
 Und diese beiden Gremien können tatsächlich die geheimdienstarbeit umfassen prüfen
 und der britische Sachverständige hat ausdrücklich gesagt,
 dass ich mir es nicht bekam, dass es jemals Probleme gab mit der third party role.
 Das heißt, man hat da unabhängige Gremien,
 die definiert man einfach so als Teil der Exikutive und schon können die alles sehen.
 Und ich weiß jetzt nicht, was in der Entscheidung stehen wird,
 aber ich hatte allein schon aus der Tatsache, dass dieser britische Sachverständige geladen wurde.
 Und lange befragt wurde. Also stundenlang.
 Ja, mit Wissensletzede-Tei hatte ich persönlich den Einrucke worden,
 dass der Senat das so irgendwie als Blaupause verwenden möchte für eine Regelung investieren.
 Ja, das wäre ja mal ganz interessant, wenn dann diese ganzen verschiedenen Gremien,
 die es ja an Deutschland zur Kontrolle der geheimdienst ergibt,
 die, wo es was ja auch rauskamen, häufig nicht so richtig wissen,
 was der andere macht und auch miteinander nicht so richtig reden,
 obwohl sie reden dürften.
 Die, der Witz ist diese, die gehen bis lang davon aus, die dürfen nicht mehr an der Linie.
 Also, Frau Zirena von "Unabhängigen Gremium" sagt, sorry, ich kann nicht mit der G10-Kommission reden.
 Und ich kann nicht mit dem Bundestag einen Schutzbeauftragten reden.
 Das heißt, alle wissen, wir dürfen nur so ein bisschen was prüfen,
 oder der BND sagt, Ihnen, ihr dürft noch ein bisschen was prüfen.
 Aber die können dann noch nicht mal untereinander klären, wer prüft jetzt was?
 Das heißt, es ist nicht klar, ob es im Moment möglicherweise überlappende Prüfungen gibt,
 was im Zweifel sinnlos wäre oder viel schlimmer noch Prüfungsbereiche, die niemand prüft.
 Und da sagte dann zwar Herr Schuster, der Vorsitzende der parlamentarischen Kontrollkommission.
 Wir sind ja so 'ne Art Oberkontroll-Gremium. - Ihr könnt bei uns vorbei kommen.
 Auch nicht spricht euch bei uns aus, wir hören uns das alles an.
 Ihr könnt auch einfach beide kommen, also keine andere Unterbhängigingsgremium
 und G10-Kommission können ja einfach beide kommen und dann bei uns sich absprechen.
 Aber da muss man ganz ehrlich sagen, dafür gibt es auch keine Rechtsgrundlage.
 Und das scheint mir so ein bisschen eine Hilfskonstruktion zu sein,
 um die Erkenntnis vom Tisch zu wischen, dass es bislang einfach nicht klar ist,
 dass diese Gremien diese Kontrollinstanzen miteinander reden dürfen.
 Das wäre aus meiner Sicht auch das absolute Minimum.
 Also entweder man kommt zu einer Neuregelung...
 Und es ist ein Drehmium? - Ein Drehmium?
 Ein Kontrollstelle, sowie IPC und IPT in England.
 Oder man sagt, wenn es mehrere gibt, dann müssen die sich zumindest abstimmen.
 Also, das würde immer wieder deutlich,
 dass Geheimdienens Kontrolle in Deutschland bislang wirklich nur in der Oberfläche kratzt.
 Und da hatte der Senat ganz offensichtlich auch große Bauchschmeißen.
 Also, mit einer Worten extrem spannende Verhandlung,
 ist es auch für alle zuhörenden, aber natürlich für mich so als Akteur,
 da auch einfach wirklich spannend, wenn auch ihre Anstrengung ist.
 Und ich bin sehr, sehr gespannt, was in der Entscheidung stehen wird.
 Wie aber noch ein bisschen auf sich warten lassen wird.
 Vor ein paar Wochen, ein paar drei Monate wird es ja noch dran.
 Also, das Ganze steht ja so ein ganzes bisschen unter Zeitdruck,
 weil die Amtszeit von Johannes Masing eigentlich Ende April ausläuft.
 Die Verfassungsrichter werden immer erst abgelöst werden.
 Der Nachfolger, die Nachfolgerin gewählt ist.
 Das heißt, es hängt so ein bisschen davon ab,
 wann der Bundesrat, da den nächsten ins Rennen schickt.
 Aber ich rechnere eigentlich damit,
 dass Johannes Masing eben im Mai Juni irgendwie abgelöst wird.
 Das heißt, die werden sich vermutlich beigeln.
 Meine persönliche Erwartung wäre irgendwie nach der Ostapause
 in der Aprilanfang, mal wahrscheinlich.
 In dieser Woche ist in Russland einiges überraschendes passiert.
 Und zwar gab es einen Tag, an dem Präsident Vladimir Putin
 eine Verfassungsreform angekündigt hat
 und am selben Tag die komplette Regierung geschlossen zurückgetreten ist.
 Und das war dann doch etwas merkwürdig.
 Und wir dachten, da müssen wir mal dahinter gucken,
 wie man das denn bitte zu verstehen hat.
 Bevor wir das tun, hier zunächst mal die Fakten zu dieser Verfassungsreform.
 Also die hat ja angekündigt in einer Rede zur Lage der Nation.
 Und nach allem, was ich so gehört habe,
 waren wirklich alle relativ überraschter von so richtig gerechnet,
 hatte damit wohl auch aus seinem inneren Zöcklen niemand.
 Da nach, also, ne, das ist eine Idee.
 Das ist jetzt noch nicht beschlossen,
 sondern er hat das so skizziert, was man so machen könnte,
 wie man die Verfassung ändern könnte.
 Und da stehen so Sachen drin,
 wie das Parlament soll den Ministerpräsident bestimmen.
 Heute ist das so, dass der Präsident,
 dem Ministerpräsident vorschlägt und das Parlament stimmt nur zu.
 Aber dann soll die Idee, dass Parlamenten auch aus eigenen Reihen vorschlagen
 und darüber abstimmen dürfen.
 Oder es gibt so Einschränkungen,
 wie das Präsidentschaftskandidaten 25 Jahre im Land gelebt haben müssen
 und auch keine doppelte Staatsbürgerschaft haben dürfen.
 Was natürlich den Kreis der Kandidaten extrem einschränkt,
 zum Beispiel Alexei Navalny ausschließt,
 den momentan wahrscheinlich Emissioniertesten
 und bekanntesten Oppositionellen,
 den es da in Russland noch gibt.
 Da war nämlich, ich glaube, ich bin ja in den USA.
 Aber glaube ich, oder so.
 Der würde also als Präsidentschaftskandidat dadurch schon ausscheiden.
 Dann soll die Okuposition der Krim irgendwie in der Verfassung verankert werden.
 In der Verfassung verankert werden.
 Ja, das ist so ein bisschen, was so bedeutet,
 weil es ein bisschen seine Lägesiedar drin fahren kann,
 dass er so nicht einfach irgendwie abgewertet und abgeschafft werden kann,
 sondern dass er so ein bisschen mit seinem Erbe
 da in der Verfassung auch drin steht.
 Und er will diesen Sicherheitsrat aufwerten.
 Da sitzt er selber drin, da sitzen auch die Gouverneure,
 dieser ganzen Region, der russischen drin und andere Hohe Politiker.
 Der ist bisher nur beratend tätig, aber soll eben
 in so einer möglichen Verfassungsreform an Bedeutung gewinnen.
 Und interessanterweise soll diese Verfassungsreform,
 so sie dann kommt, dem Volk vorgelegt und von ihm angenommen oder abgelehnt werden.
 Und das ist dann doch finde ich ein rechtes Kantar-Mu,
 weil die Präsidents, also die Parlamentswahlen,
 die ja im nächsten Jahr da auch anstehen,
 die hat der Kremel ziemlich unter Kontrolle.
 Also da treten eigentlich keine Parteien an, die nicht vom Kremel gesteuert sind,
 die Medien sind weitestgehend in den Händen des Kremels.
 Also diese Parlamentswahlen haben die gute Unterkontrolle.
 Das heißt, also diese Kontrolle funktioniert,
 wenn ich das richtig verstehe, wenn man wirklich keinen Russland kennt.
 Aber nicht das richtig verstehe, ist das so,
 dass die Kontrolle weitgehend funktioniert,
 auch über die Kontrolle der Tätigkeit der Parteien.
 Das ist halt einfach wahnsinnig schwer,
 eine Oppositionspartei in Russland auf die Beine zu stellen
 und dann mit der auch noch Platz in den Medien zu finden.
 Und deswegen sind Wahlen in Russland deutlich besser steuerbar für den Kremel
 als Volksabstimmungen,
 wo einfach diese organisatorische Basis nicht ganz eine große Rolle spielt.
 Richtig, wo die organisatorische Basis nicht so eine Rolle spielt
 und wo die Leute dann von einer Wahl stehen,
 die sie so lange nicht mehr gesehen haben,
 nämlich, aha, da steht diese Verfassung zur Abstimmung.
 Aber wenn ich Nein stimme, stimm ich damit auch gegen Putin.
 Hmm. - Ah.
 Das könnte ja ganz interessant sein.
 Und das ist ja auch ein Effekt,
 glaube ich, den wir bei Erdogan gesehen haben.
 Der hat ja seine Verfassung da auch zur Verfassung Änderung
 auch zu Debatte gestellt.
 Und das war viel, viel knappe als ehrlich.
 Das ist ja so mit, ich weiß nicht,
 aber auch zwei Drittel.
 Ich weiß nicht, weil es noch ein paar Prozentpunkte über die Minimum,
 da war ich ganz beeindruckt.
 Und da ist nämlich die Frage,
 dann auch ne, wie beliebt es Putin wirklich?
 Also, da hat er nämlich, da gibt es natürlich immer so Umfragen
 und so 60, 70 Prozent sind, finden ihn toll.
 Aber man muss auch sozusagen die Leute kennen als seit 20 Jahren,
 auch nix anders.
 Der seit 2000 Jahren, seit 2000 Jahren, seit 2000 ist er im Abend,
 erfüllt sich so an.
 Seit 2000 ist er am 20. - Das war zweimal Präsident,
 dann ist er Ministerpräsident geworden
 und dann war er wieder präsent, oder ist er jetzt wieder Präsident geworden?
 Und viele kennen halt auch nichts anderes.
 Und wenn man dann mal vor so einer Wahl steht,
 nehm ich das an oder nehm ich das nicht an,
 wirklich dem damit eins rein oder nicht.
 Also, das ist schon ein riskanter Move.
 Aber in deutsche Medien haben diese interessanterweise
 diese Verfassungssreform, diese Idee und diese Skitzen zum Teil dafür bedeutet,
 dass das Parlament mehr Einfluss bekommt, was ja nomennell auch stimmt,
 dass wir die Ministerpräsidenten wählen sollen dürfen.
 Und dass das, die das so Putin-Demokratie stärken will.
 Und da hab ich schon so gedacht, Putin, nehmte Worte-Histurgen in Russland.
 Ja, so, so.
 Wir wollen jetzt ja auch nicht ungefähr werden,
 aber man will das spontan ein bisschen skeptisch, oder?
 Nein, genau.
 Also, sorry, wenn man ist skeptisch, man wird stutzig,
 wenn Herr Putin sagt, Demokratie stärker.
 Genau, und dann dachte ich,
 da rufe ich doch mal einen Bekannten vor mir an,
 der ist jetzt mittlerweile Historiker-Rusland-Kennar
 am Leipnitz-Zentrum für zeithistorische Forschung,
 für Jan Behrens in Potsdam.
 Und der teilt Putin's Macht in so zwei Phasen ein.
 Er sagt so 2000 bis 2010.
 Da gab's halt gutes Wachstum, gute Wirtschaft, hoher Ölpreis und so.
 Und so hat er in dieser Phase seine Macht gesichert.
 Danach kam so die Phase mit Drogekrieg.
 Also, Ukraine, da diesen Bürgerkrieg angezettelt,
 dann die Krimmer umat.
 Und jetzt sagt er, gibt's halt eine Wirtschaftskrise.
 Eine Stimmung ist schlecht, die Leute kriegen,
 er Renten zu spät ausgezahlen, die Preise sind hoch.
 Und sagt er, nun nach heutigen Stand,
 kann eben, sieht es so aus, dass Putin 2024 kein Präsident mehr sein kann.
 Also das ist in vier Jahren, laut Verfassung,
 hat da dann seinen zweiten Term sozusagen hinter sich,
 mit der in dieser Phase.
 Und dann stellt sich also die Frage, was macht er jetzt?
 Und Jan sagt, in dem Kontext muss man das eben jetzt sehen,
 was er da als Verfassungsreform vorgeschlagen hat.
 Tatsächlich geht es ja hier nicht um eine Verfassungsreform,
 sondern darum, die Macht neu zu organisieren in Russland.
 Russland hat ein grundlegendes Problem, den Machttransfer.
 Im 20. Jahrhundert hat es keinen Mechanismus dafür entwickelt,
 die Macht zivil und friedlich von einem Herrscher auf den anderen zu transferieren.
 Deswegen sehen wir in Russland immer wieder Herrscher,
 die Liebe ist zum Tod oder bis zu einem Putsch an der Macht bleiben.
 Das ist auch Putin's Grundlegendes Problem, der macht der Halt.
 Das im Zeiten sinken da Popularität.
 Also Putin kann, glaube ich, 2000 wir uns, wann sie nicht einfach in Rente gehen.
 Was sie, der kann sie nicht einfach in Zotje in die Sonne legen.
 Dazu hat er zu wenig Freunde und zu viel Feinde.
 Wir meinen es also mit einem Worten,
 sobald er nicht mehr an der Macht ist, wird's für ihn richtig gefährlich.
 Könnt es eng werden.
 Also ob es körperlich gefährlich wird, ist das eine.
 Aber da gibt's genug Leute, die ihn dann auch wegen,
 welcher Steuer vergehen.
 Kannst du dir alles mögliche ausdenken?
 Du meinst einfach zu viele Leute in der Rechnung auf.
 Ja, haben zu viele Leute in der Rechnung auf.
 Deswegen baut er den Staat um, um eben vorzubereugen.
 Es gibt halt verschiedene Optionen, die da jetzt so im Raum stehen.
 Der Präsident würde nach seiner Verfassungveränderung weniger Macht bekommen.
 Und gleichzeitig haben neue Präsident-Fast-Kandidaten höhere Anforderungen zu erwinden.
 Das kann man so lesen, dass er seinen Nachfolger nicht so mächtig sehen will,
 wie er ja selber ist, um dessen Stärke nicht fürchten zu müssen.
 Das Parlament bekommt etwas mehr Macht und dieser Sicherheitsrat
 bekommt eben auch mehr Macht an dessen Spitze dann Putin zum Beispiel sitzen könnte.
 Ohne in den Würnen des politischen Alltags mitmischen zu müssen,
 oft ihr sagen einige auch keinen Bock mehr so richtig hatten, 20 Jahren.
 Kann man irgendwie auch nachempfinden, oder?
 Und das ist so die Sache gleichzeitig, hätte er aber trotzdem noch einfluss
 und würde eine mächtige und angesehene Position begleiten, sagt Jan Berenz.
 Und mit dieser Ankündigung, die Institutionen zu verändern,
 schafft er auch eine gewisse Unsicherheit von der er selbst profitiert.
 Also er kreiert diese Überraschung, sowie diese Woche.
 Und ist dann mehr den G selbst, sein Anker der Stabilität, auf denen sich alle
 in der russischen Elite ausrichten.
 Und das ist sozusagen ein Vorteil für seine persönliche Macht,
 weil er eigentlich nur der einzige ist, der weiß, wie es jetzt weitergeht,
 was der eigentliche Plan ist und der hinterlässt sozusagen um ihn drumherum.
 Ein Kur von Ministern und funktionieren, die alle sozusagen reizelraten,
 was eigentlich der Plan an der Spitze des Kremels sein könnte.
 Und das sagt dann, ist auch so ein Faktor, der viele Leute noch bei der Stange hält,
 weil sie natürlich viele Ältere fürchten,
 glaube ich, in Russland nichts mehr als Chaos.
 Also so Chaos wie in der Ukraine, was ist so wahl und völlig unberechtbar und burgerkrieg,
 oder auch noch die älteren Chaos halt der Jelsinzeit und so.
 Das haben viele drin und das ist so eine Sache, die sich zumindest von Putin
 so mindestens noch versprechen ist Stabilität und Vermeidung von Chaos.
 Aber nun ist auch die Regierung zurückgetreten.
 Und dieser Ministerpräsident, die mit Trimenti WDF,
 soll also Fiezevorsitzender dieses nationalsehensrahts werden,
 was eine eindeutige Degradierung ist und neuer Ministerpräsident
 soll mich schusch gehen werden, der bisher die Steuerbehörde geleitet hat,
 durchaus kompetent, aber niemand kannte ihn, Jan sagt, er kannte ihn auch nicht.
 Und trotzdem versucht man sich natürlich in Reimdraufzung.
 Er rückt rückt der Regierung soll sicherlich ein...
 Das ist jetzt sicherlich nicht gerade der geborene Nachfolger, wenn erlich ist.
 Da fragt man sich so ein bisschen, wie so wird er aus dem Hut gezauert.
 Wie so wird er aus dem Hut gezauert und wie gesagt, Jan hat dazu seine Überlegung,
 wie folgt formuliert.
 Der rückt rückt der Regierung soll sicherlich einen Neuanfang in Russland symbolisieren.
 Ich hab ja schon gesagt, dass dieses Regien versucht sich neu zu erfinden,
 um seine Macht auch mittelfristig, langfristig zu stabilisieren.
 Da dient der Rücktritt der Regierung sozusagen als starke Signal dafür,
 dass hier etwas Neues passiert.
 Er braucht zu dieser Zeit für diese neue Erfindung seines Regimes sicherlich neue Gesichter.
 Deswegen auch der relativ unbekannte, neue Ministerpräsident.
 Er braucht Verjüngung.
 Denn wenn man Brut himself nicht ersetzen kann,
 dann muss sich doch um ihn drum herum viel bewegen,
 um wenigstens sozusagen den Anschein eines Neustards zu gewähren,
 eines personellen Neustards.
 Und das ist nach meiner Ansicht der tieferen Grund für die Rücktritt dieser Regierung.
 Also Jan, mal zu Bild von einem verunsicherten Russland, wo viele unzufrieden sind,
 da war auch im November eine Weile da.
 Da war das so als recht depressive Stimmung, doch auch beschrieben.
 Und es gezielt so Putin, auch als jemand, der jetzt am Müsste auf der Suche ist.
 Er weiß, er muss was ändern.
 Und hat jetzt aber auch noch nicht so 100% entschieden, wohin die Reise jetzt geht.
 Aber lässt davon muss man ausgehen, die Regierung und steuert mal und schlägt mal diese Verfassungssreform vor.
 Aber ich denke, was man sagen kann, ist nicht, dass es nicht darum geht,
 irgendwie die Demokratie in Russland entweder zu stärken oder einzuführen,
 sondern dass es schon eindeutig um Macht erhalt geht für sich und seine Leute.
 Wie genau in welcher Form das in vier Jahren eintreten wird,
 das muss man noch mal sehen, das ist jetzt einfach zu weit hin.
 Aber ich glaube, vor diesem Hintergrund muss man das betrachten, was dann in dieser Woche passiert.
 Also man muss schon sagen, es bleibt alles ziemlich ob skur.
 Es ist weniger klar, als vieles andere, was in Russland abläuft.
 Insofern bin ich wirklich sehr, sehr gespannt.
 Mir scheint so ein bisschen, als wenn da einfach quasi so ein bisschen Stühlerücken betrieben wird
 und das bigger picture einfach noch nicht deutlich ist.
 Also wir haben ja vieles angedeutet, viel Erklärungsansätze.
 Aber für mich ist das noch nicht so eine richtig konsistente Erzählung, was da jetzt eigentlich dahinter geht.
 Irgendwie geht es um die Nachfolge von Putin.
 Ja, es geht um die Nachfolge, aber es geht halt auch so um den Umbau der Staat,
 dass du die Macht anders verteilt ist.
 Parlament bekommt ein bisschen mehr Macht.
 Ja, das haben wir jetzt ein wenig. - Das haben wir ja auch noch.
 Die Teilhschen gehört aber die Frage, was ist so ein bisschen das bigger picture,
 was ist der planende Hinter?
 Ich glaube, das muss man noch ein bisschen abwarten.
 Also insbesondere auch, wie sich jetzt diese Verfassungsänderung tatsächlich gestaltet,
 wie die durchs Parlament kommt, was das vork dazu sagt.
 Also, Parlament ist ja mehr oder weniger ohne Opposition, aber diese Abstimmung im Volk,
 wenn das wirklich dazu kommt, das sagt ja auch, dass es, das ist so ein russkante Geschichte.
 Also da kann man schwer vorhersagen, was da wirklich, was da wirklich passiert.
 Ja, wir kommen zu unserem nächsten Thema und das ist noch mal ein Feedback
 zu unserer Berichterstattung über insbesondere Polizeiprässe-Mitteilung.
 Da hat uns ein Feedback von einem Hörer erreicht, ehrlich gesagt, auf den ersten Blick zu einem Detail,
 aber wir fanden das ganz spannend und einer eigenen Erwähnung wert.
 Das war das glaube ich ganz wichtig.
 Es werden ja in den letzten beiden Folgen gesprochen darüber,
 dass die Pressemitteilung der Polizei und noch andere Statements von der Presse
 nicht so ohne weiteres fürbare Münze genommen werden.
 Döfen insbesondere in Konzentration, wo die Polizei selber Partei eines Konflikts ist,
 wie zum Beispiel am Kornewitzerkreuz in der Semester Nacht.
 Und hatten dann aber als Gegenbeispiel erwähnt,
 dass die Polizei eine neutrale Quelle sei zum Beispiel bei Verkehrsunfällen.
 Und das ist in vielen Fällen, glaube ich, auch richtig.
 Aber ein Hörer, wie es uns wie gesagt darauf hin,
 dass es auch eine Reihe von Polizei-Meldungen gibt zu Unfällen,
 die häufig ein gewissen Beies aufweisen.
 Und zwar geht es da um Unfälle, die nicht zwischen zwei Autos stattfinden
 oder wo ein Auto alleine gegen den Baum fährt, sondern wenn Autos mit anderen Verkehrsteilen
 immer innen kollidieren, also zum Beispiel mit Menschen, die zu Fuß gehen oder Rad fahren.
 Also psychologisch kann man das ja noch so küchem psychologischer klären,
 weil Polizisten nehmen ja den Verkehr vor allem aus Autopaspektive vor.
 Also es gibt natürlich auch Polizisten und Polizisten auf dem Fahrrad,
 aber das sind halt ein Prozent, wenn ihr baumt.
 Wenn ihr baumt, das ist eine große Ausnahme.
 Also aber das scheint doch zumindest in einzelnen Fällen
 zur krassen Verzerrung in der Darstellung zu führen.
 Wir haben hier mal ein paar Beispiele, um Roma-Mazitieren,
 die von der Webseite mobil logisch D.E. stammen.
 Verliegen wir natürlich, steht im Städte.
 Also da ist zum einen die Formulierung "Fahrer konnte nicht mehr bremsen".
 Ja, genau. Und das Fahrer konnte nicht mehr bremsen,
 ist wenn man ehrlich ist, ein ziemlich willkürlicher Annahme,
 denn niemand weiß, wie so dieser Fahrer nicht mehr bremsen konnte,
 konnte er objektiv nicht mehr bremsen, schicksalhaft quasi.
 Oder war er einfach zu schnell? Ist er nicht der Situation angemessen gefahren,
 war abgelenkt, betrunken, hat am Handy gespielt.
 Oder hoffte er, dass Kind, das er gerade überfahren hat,
 würde schon nicht vom Straßenrand loslaufen.
 Und diese ganzen Erklärungsansätze,
 das weiß die Polizei selber nicht,
 aber durch die Formulierung der Fahrer konnte nicht mehr bremsen,
 seit er ein böser Winke des Schicksals
 wäscht die Polizei den verantwortlichen Menschen frei.
 Andere Formulierung, der Wagen erfasst die Dyseniorin.
 Ja, der Wagen erfasst die Szeniorin.
 Ein verharmlosen Ausdruck, ein ziemlich rabiaten Vorgang.
 Das Autorammte stieß über vor, zerkwetschte die Szeniorin.
 Erfaste ist dafür für ein hinsämlicher Öffelmiss.
 Aber ich leese daraus, dass bei Mün der Polizei das möglich ist,
 neutral und nicht so juicy dazu.
 Ja, aber das ist doch genau das Problem.
 Wenn du in der Realität brutalste Vorgänge sprachlich weißwächt
 und runter spielst, ist das doch eben gerade keine neutrale Berichterstattung
 oder darstellung dessen was Geschehne.
 Dann schildest du doch gerade schon tendenziell ist.
 Der Radfahrer zog sich beim Sturz schwere Verletzungen zu.
 Anderes zit hat.
 Genau.
 Da muss das Klingt wieder so, als seit der Radfahrer verblitzgetroffen wurde.
 In Wirklichkeit ging es häufig im Situationen,
 wo ein Auto und dessen Fahrer oder Fahrerin diesen Radler zu Fall gebracht haben.
 Und in der Polizei sprache, wie dieses Opfer quasi zum Selbstverständler.
 Das ist ja der Rad, der er sich tot ist, mutig vom Rad gestürzt.
 Die Fahrerin über sah den Fußgänger.
 Genau, auch das ist jedenfalls normalerweise eine schwere Verharmlosung
 dessen was Geschehen ist.
 Die Fahrerin hätte ihr Opfer, nämlich typischerweise,
 mindestens verletzt, wenn nicht verstümelt oder geilt getötet.
 Und zwar typischerweise nicht schicksalhaft,
 sondern durch Raserei, durch Unaufmerksamkeit, durch SMS-Schreiben
 oder in der Hoffnung dieser Mensch wird schon nicht loslaufen.
 Aber da muss man noch den Kontext beachten.
 Also Fahrerin über sah den Fußgänger, vielleicht war es ja so.
 Ist natürlich ... - Natürlich ist das Teil der Wahrheit.
 Aber typischerweise ist es eben eine verharmlose Beschreibung der Wahrheit.
 Es ist ja nicht so, dass diese Schilderungen wirklich falsch sind.
 Es ist nur so, dass sie quasi einen ganz bestimmte Perspektive einnehmen.
 All diesen Formulierungen liegt im Grunde die Perspektive zu Grunde.
 Da ist irgendwas schicksalhaft, das passiert.
 Und das ist natürlich aus der Perspektive der Verkehrssicherheit ein Problem.
 Denn in aller Regel ist es ja so,
 dass die Unfälle vermeidbar gewesen wäre durch eine andere Fahrweise.
 Also, bei Spielhaft dadurch, dass man langsamer fährt,
 dass man Aufmerksamer fährt, dass man nicht am Handy spielt,
 nicht mit dem Handy telefoniert oder eben nicht sich der Hoffnung hingibt.
 Da wird der Mensch schon nicht loslaufen, sondern vielleicht ein bisschen langsam.
 Aber vielleicht wusste die Polizei zu diesem Zeitpunkt,
 als sie geschrieben haben, Fahrerin über sah Fußgänger noch gar nicht.
 Warum?
 Sondern sie haben sich auf das beschränkt, was sie wussten.
 Die Fahrerin hat den Fußgänger übersehen, ob die Frau am Handy gespielt hat.
 Oder sich an einem Fuß gekratzt hat.
 Wenn sie ihn umgedreht hat, wussten sie vielleicht nicht.
 Das ist natürlich noch ein Mittelwerk.
 Das ist natürlich denkbar, dass sie das nicht in jedem Einzelfall tatsächlich wussten.
 Mir geht es bei dieser Seite, die wir jetzt zitieren.
 Geht es bei diesen Zitaten vor allem, darum darauf hinzuweisen,
 dass diese Schilderung von Unfallgeschehen eben nicht neutral ist.
 Und dass diese Schilderung vom Unfallgeschehen,
 so wie sie die hier zitiert haben, eine bestimmte Position,
 einem zu dem Unfallgeschehen, das typischerweise,
 sich darauf reduzieren lässt die Verantwortung,
 der da einen schweren Unfall mitverschuldet hat, klein zu reden.
 Da muss man denke, ich aufpassen, du hast völlig recht verliebt,
 das kann im Einzelfall völlig zu treffen sein.
 Es gibt natürlich auch tatsächlich unvermeidbare Ereignisse.
 Das Kind läuft hinter der Littversäule hervor auf die Straße,
 das Auto fährt 30, wo es 30 fahren darf und es reicht nicht und das verdöber fahren.
 Wobei man dazu noch nicht die wir sagen muss,
 die Höchstgeschwindigkeit, die zulässige Höchstgeschwindigkeit,
 ist durchaus nicht in jeder Situation die angemessen geschwindigkeit.
 Also bei 30 ist in aller Regel schon angemessen,
 aber gerade 50 darf man in der Stadt nicht immer fahren.
 Bei Dunkelheit schwierigen Lichtverhältnissen, Glatt-Eis,
 weiß der Himmel nicht auch so ein, ganz ermacht sich, weil es steht um Schild.
 Das ist einfach dann auch zu schnell.
 Deswegen mein persönlicher Appell wäre an dieser Stelle an die Polizei.
 Bitte macht euch einfach klar, was ihr schreibt
 und entlast die Autofahren denn nicht aus der Verantwortung.
 Es gibt natürlich wie du viele Plachtsituationen, wo man tatsächlich nicht weiß,
 was Geschehen ist genau,
 aber die wenigsten Unfälle sind wirklich unvermeidbar.
 Also unvermeidbare Ereignisse im strengen Sinne sind im Straßenverkehr sehr selten
 und das sagen auch die offiziellen Polizeistätigen.
 Also über höhte Geschwindigkeit ist die zentrale Unfallursache.
 Und durch diese sprachlichen Entschuldigung und Verantwortungverschiebungen
 vom Auto auf die anderen verschenkt ihr,
 ihr die Polizei nämlich die Chance, Menschen zu bumdenken zu bewegen.
 Aber das Beispiel mit der unangepassten Geschwindigkeit hatten wir ja schon.
 Oder auch fehlende Aufmerksamkeit beim Abbiegen,
 wo dann irgendwie die Radfahrer zerquetscht werden.
 Und unser Appell richtet sich zum zweiten an die Presse.
 Ja, denn Philipp, die Presse ist ja auch nicht.
 Ist ja auch beteiligt daran,
 sie in dem Presse-Mitteilung zur Kindnis und macht was zu uns.
 Absolut und deswegen auch die Verantwortung bei der Presse,
 weil sie natürlich, das ist ja auch immer so, ne?
 Das sind die, die mit Sprache umgehen können.
 Und natürlich, also ich verstehe diese Vorstellung ohnehin nicht so richtig,
 wie man Polizei-Mitteilung als mehr oder weniger Gott gegeben hinnehmen und abschreiben kann.
 Aber gerade in dem Bereich passiert das ja da.
 In dem Bereich passiert das dauernd, sondern es muss der Appell sein.
 Les das und fragt nach, recherchiert und nimmt es auf keinen Fall für barermünze
 und schreibt es einfach ab.
 Ja, und macht euch auch klar, dass ihr als Journalistin Journalisten
 mit eurer Berichterstattung die Vorstellung der Menschen davon prägt,
 wie es zu Unfällen kommt.
 Und daher ist es wichtig, die tatsächlichen Unfallursachen,
 eben unaufmerksamkeit, böltige Geschwindigkeit und so nicht zu verschweigen.
 Wenn man sie weiß, ist nicht über der Fall.
 Aber die wirklich unvermeidbaren Unfälle sind total selten.
 Und deswegen ist es so wichtig, die wirkliche Unfallursachen nicht zu verstecken hinter euch vermissen.
 Dazu fällt mir noch einen Fall ein, den ich hier gerade mal rausgepult habe.
 Daniel Drepper, Kollege von Buzzfeed, der hat neulich auch ein ähnlicher Erfahrung gemacht.
 Im Verkehr der Schrapt auf Twitter als mich immer Gust ein Auto angefahren hat
 und dann Fahrerflucht beging, hab ich das angezeigt mit Kennzeichen und Zwei Zeugen.
 Was daraus geworden ist, die Ermittlung wurden eingestellte,
 dass die Beschuldigte sei durch das bisherige Verfahren für die Zukunft ausreichend gewarnt.
 Und dann schickt da halt so ein Brief, den er bekommen hat, sehr geehrter Drepper,
 ich habe das Ermittlungsverfahren bla bla eingestellt,
 weil die Schuld als gering anzusehen wäre
 und ein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung nicht besteht.
 Dabei habe ich berücksichtigt, dass die Beschuldigte strafrechtlich noch nicht in Erscheinung getreten ist.
 Und das Verkehrszentralregister kein Eintrag aufweist und er durch das bisherige Verfahren
 für die Zukunft hinreichend gewarnt ist.
 Die Verletzung, die Verwettzung nicht schwerwiegend sinkt, es liegt also eine mittelbare Verursache.
 Es liegt eine mittelbare Verursache um vor.
 Also er wurde angefahren, die Frau beginnt Fahrerflucht und die sagen,
 "So what, so what, du birthst nicht so richtig schwer verletzt,
 diese ganze Bürokratie bisher, das war anumgebrochen."
 Ich hab das auch gelesen auf Twitter.
 Es ist nicht, nee, das Problem ist bei dem Fall,
 wenn ich das richtig, das er hat nur ein Teil davon gebildet,
 deswegen was wirklich geschehen ist, es ist ein bisschen schwer auch zu klären.
 So weit ich das gelesen hab, ist nicht mal klar, wer gefahren ist.
 So nach den Unterlagen war es so, dass es irgendwie eine Halterin gab,
 aber man weiß nicht sicher, ob das die Frau war, die gefahren ist.
 Deswegen haben sie eingestellt.
 Das ist eine Fahrerflucht, wo die verantwortliche Person namentlich ermittelt ist, eingestellt wird.
 Also dann noch mit Verletzung eines Menschen hab ich noch nie erlebt.
 Das muss man, glaube ich, fairerweise dazusagen.
 Es war wohl so, dass einfach nicht so 100% klar war.
 Also, ich hab den, wir haben Daniel Drepannich gefragt.
 Das muss man jetzt wiederum als Zahnstatt.
 Das war ein Spontaner-Einwurf.
 Der Fall war, ich wollte Daniel noch antworten auf Twitter,
 dass so wie er das bisher schildert, der Fall ...
 Klingt so tätt, zunächst mal nach "what the fuck".
 Aber das ist also meine Erfahrung jedenfalls von Amtskriechtiger.
 Ich hab da ja mal Verkehrssachen gemacht.
 So was wird niemals eingestellt, einfach so, wenn ein Mensch verletzt wird
 und der andere begeht Fahrerflucht.
 Und der Fahrer oder die Fahrerin bekannt ist.
 Also, ich meine, dass es hier so ist, dass die Einstellung darauf beruht,
 dass man einfach sagt, bis man nicht so geht.
 Das ist doch auch noch kontextgeliefer.
 Der war der Dinger durch Twitter und auch mal in Pördung.
 Also, ja, nicht sein.
 Also, ja, muss man ...
 Ich hätte Daniel noch mal konfrontieren sollen,
 vielleicht hab ich's auch verstanden auf Twitter,
 aber ich hab mir das so zurechtgelegt, nachdem wie er das getötet hat.
 Wir haben ja in der Lage ...
 Leipzig, über einen Gesetzentwurf gesprochen,
 das Ministerium, der eine richtige Intention mit den falschen Instrumenten verfolgt in unseren Augen.
 Es ging nämlich um Bekämpfung von Hass im Internet,
 wo unter anderem vorgesehen war,
 dass Internetbetreiber an das BKA auch Passwörter letztlich liefern müssen.
 Ja, es ist ein bisschen bestritten,
 ob die das nicht bisher schon müssen und das Gesetz da nur recht etwas recht schallig erhöhen.
 Sofern, dass die Passwörter Diskussion ist ein bisschen komplizierte,
 es gab zum Beispiel auch Meldungen an BKA, die vorgesehen wurden.
 Es klang so ein bisschen so, als wäre eine neue Vorratsdatenspeicherung geplant.
 Also in jeder Hinsicht an Heiklergesetzentwurf.
 Und da gab es also entsprechend massive Kritik.
 Und nun hat das BMJV ein neuen Entwurf vorgelegt, ein zweiten Entwurf,
 und der ließ sich deutlich besser.
 Und da muss man sagen,
 der dachten erst mal alle der erste Entwurf mit der ... - Ist weg.
 Ist damit vom Tisch klang, klang so.
 So klingt es auch in einem Beitrag der Südeutschen Zeit, die das am Donnerstag dieser Woche als erste berichtet hat,
 der lag der irgendwie als erster vor.
 Wir als Lage haben uns den dann auch organisiert.
 Die Tagesschau hatte den auch und hatten mich um Interview gebeten.
 Ich hab dann auch Tagsschau die E-De-Online-Ausgabe,
 hab ich dann auch einen Interview gegeben, schriftliches Interview.
 Turns out, ja, am nächsten Tag wird deutlich ... - Nee.
 Das Bundesjustizministerium hat einen zweiten Entwurf vorgelegt.
 Aber das heißt nicht, dass der erste weg wäre, oder? - Nee, ungültig.
 Total bezerst oder aus dem Verfahren raus. - Nein, total bezerst.
 Es gibt einen ersten Gesetzentwurf aus dem November/Dezember zur Endung des Netz DG über die mir geschworne.
 Und jetzt gibt es einen zweiten, der ebenfalls das Netz DG ändern soll.
 Also zwei Gesetzänderungsentwürfe für eine oder dasselbe Gesetz.
 Und zwar zum selben Thema Bekämpfung-Has-Kriminalität im Netz.
 Und aus unerfindlichen Gründen sind die angeblich komplementär.
 Die sollen also beide irgendwie parallel durchs Verfahren.
 Also eine total bizache Entwicklung ... - Normalerweise.
 Ja, normalerweise würde man sagen, wir haben ein Gesetz, das wollen wir ändern.
 Also schreiben wir einen Entwurf für eine Gesetzesnovelle, für eine Änderung dieses Gesetzes.
 Ja. - So würde man denken.
 So hat das auch die Süddeutsche verstanden.
 So hat das auch die ... - Tageschaut.
 Als Frau Stalinski, von Tageschaut, die ich versprochen,
 mit der ich diese Interviewgeführte verspürb.
 Ich ist auch verstanden, sie haben es alle verstanden.
 Aber so ist es durchaus nicht gemeint.
 Also auf den ersten Blick hat man so ein bisschen das Gefühl,
 im BMJV treten irgendwie Auflösungserscheinungen ein.
 Also das muss man nicht sagen.
 Das Gefühl macht der letzte macht das Licht aus, völliges Chaos in dem Laden.
 Aber der Hintergrund dürfte sein, wenn man genauer hinguckt,
 gibt es schon irgendwie sachliche Gründe dafür.
 Der erste Entwurf vom November/Dezember stammt im Kern,
 nämlich aus dem Innenministerium.
 Da hat das BMJV in Weiten Teil nur Koppy und Paste gemacht.
 Justizministerin Krissine Lambrech ist da inhaltlich offenbar so ein bisschen,
 wie soll ich sagen, herausgefordert und ziemlich auch überrumpelt worden.
 Von dem, was das BMI ihr unter die Jugend hat im letzten Jahr.
 Und der neue Entwurf ist nun dieses Mal echter BMJV in Wurf.
 Das sieht man auch an der Qualität.
 Also ich finde, nämlich ehrlich gesagt deutlich besser.
 Alles nicht perfekt, klar.
 Aber die Inhalte dieses Zweiten Entwurf sind deutlich,
 sind einfach aus meiner Sicht relativ überzeugend.
 Und deswegen wollen wir den jetzt noch mal kurz vorstellen.
 Also das erste ist das Stichwort Gegenvorstellung.
 Genau, das hat es damit auf sich.
 Ja, da geht es darum.
 Bis lang ist es ja so nach dem Netzdigee, kann man Inhalte melden.
 Bei den Plattformen, wenn man sich für illegal hält,
 die Plattformen müssen dann sehr schnell entscheiden, was sie damit machen.
 Aber das geht eben häufig schief.
 Ja, da gibt es also zum einen den Fall in Inhalt wird gemeldet,
 aber von der Plattform nicht gelöscht.
 Da konnte man bis lang irgendwie nicht viel machen.
 Das Netzdigee jedenfalls sagt kein Verfahren vor.
 Da wird jetzt eingeführt,
 dass die Netzwerke in Zukunft so eine Art
 in anfangs schlichtungsverfahren einführen müssen.
 Also die Netzwerke müssen der anderen Seite dann,
 dann müssen die meldenden noch mal die Gelegenheit geben,
 seinen Standpunkt darzustellen, wenn sie nicht quasi frei will ich löschen wollen.
 Aber auch der umgekehrte Fall ist jetzt neu vorgesehen,
 wenn ein eigener Inhalt gelöscht wird,
 kann man sich beim Netzwerk beschweren und sagen, was ist da los?
 Und dann ist es völlig legal.
 Und man muss das irgendein Verfahren geben, der Moderation.
 Ganz genau, da ist ein die Netzwerke,
 müssen jetzt einfach quasi offen sein für Widerspruch
 gegen ihre Entscheidung zum Thema Löschen.
 Es werden auch Schlichtungsstellen, jetzt im Gesetz ausdrücklich geregelt.
 Und dann müssen die Netzwerke ja transparentsberichteschreiben.
 Also wie sie das Netztige gibt, die gibt es heute schon.
 Kann man sich auch angucken?
 Sind nicht uninteressant, aber es gibt auch Sachen, die nicht drinstehen.
 Es gibt Sachen, die nicht drinstehen.
 Und vor allem gibt es große Unterschrieden im Aufbau dieser Berichte.
 Das heißt also die Berichte von Facebook, Twitter, YouTube sind im Grunde
 und dann dann nicht richtig vergleichbar.
 Ich habe das schon mal versucht, hab ich so mal 2018.
 Dann kam die ersten Berichte raus, hab ich an der Kolambia
 einen Vortrag gehalten über das Gesetz,
 weil sich die Amerikaner sehr dafür interessierten.
 Und hab ich versucht, das mal zu vergleichen.
 Und das ist einfach nach diesem bisherigen Berichtsmodus
 nicht möglich irgendwelche vergleichen Aussagen zu haben.
 Also da steht ja, da stehen ja so Sachen drin.
 Wie viele Anfangen wir bekommen, was haben wir gelöscht,
 wie viele haben wir nicht gelöscht und so was.
 Ja, also es sind aber, die verschiedenen Fragen,
 die dabei antworten sind, so unterschiedlich,
 dass man das Überhaupt nicht verwendet.
 Und das soll jetzt verbessert werden.
 Dann war ein anderer wichtiger Schritt,
 finde ich das Bundesamt für Justiz, eine Behörde in Bonn,
 die ist ein bisschen zuständig für die Durchsetzung des Netzwerk-Durchsetzungsgesetzes
 bis lang kann die nur Busgelder verhängen im Wesentlichen.
 Und die bekommt jetzt aber auch das Recht zur Anordnung.
 Also wenn sie feststellt, Netzwerk X,
 setzt das Netzwerk-Durchsetzungsgesetz nicht ordentlich um,
 konnten sie bis lang nur sagen,
 Busgeldverfahren, Anhörung und dann kostet das eben.
 Und in Zukunft sollen sie auch direkt anordnen können, macht das mal so und so.
 Der große Vorteil ist, dass das im Zweifel natürlich besser ist
 für die Zusammenarbeit mit den Netzwerken.
 Wenn die Netzwerken nicht gleich zahlen sollen, sondern an frischlichen
 nur vernünftig ihre Arbeit machen.
 Und da sind so eine Art Vorwarnstufeln.
 Vorwarnung, weiß ich auch nicht.
 Also es ist ja schon auch wie mit Verwaltungszwang durchsetzbar.
 Also das ist schon nicht nur so, du, du, du, du, es ist schon auch eine Peitsche.
 Aber es ist doch was anderes, als wenn du gleich Busgelder verhängst.
 Und vor allem ist es in gewissenen Sicht auch konstruktiver.
 Weil ein Busgeld ja im Prinzip immer in die Vergangenheit wirken,
 sagt ihr habt es falsch gemacht.
 Und eine Anordnung wirkt in die Zukunft und sagt, macht es mal besser.
 Auch das ist irgendwie ein bisschen konstruktiver.
 Und dann muss es auch Zustellungsmöglichkeiten geben.
 Genau.
 Das gibt es ja schon.
 Also ein paar, da 5 Netzgegästeht,
 dass eine ist eine inländische Adresse für Zustellung geben muss.
 Genau.
 Das war ja schon mal ein großer Fortschritt.
 Richtig.
 Aber wichtig, um Klagen und Entscheidung eben zustellen zu können,
 ist ebenso eine Inländische Entscheidung.
 Deswegen oder in den inländischen Zustellungsadresse.
 Insbesondere Facebook versucht sich aber zu drücken.
 Genau.
 Die sagen Zustellung ja, aber nur wenn Inhalte entfernt werden sollen,
 im umgekehrten Fall sagt Facebook,
 dass Zustellung nicht zulässig sein.
 Genau.
 Also, es geht da um die Fälle der sogenannten "Wir-Herstellungsklagen".
 Also, Inhalt wird von Facebook gelöscht
 und du möchtest, dass er wieder freigeschaltet wird
 oder dass dann ganzes Profil wieder freigeschaltet wird.
 Und Gerichts sagt, ja,
 du hast das Problem, dass das Gericht Facebook nichts zustellen kann
 an dieser inländischen Zustellungsadresse
 bei Facebook die Post zurückschickt.
 Die sagen einfach, nur.
 Da geht es ja nicht um Lösungen.
 Also, es gibt wieder Herstellungen.
 Genau.
 Und das Problem ist, es gibt leider muss man sagen,
 auch eine Gerichtsentscheide.
 Ich meine, vom Kammergericht Berlin, die sich das so eingemacht hat.
 Also eine Hanebüchena-Auslegung, das rechts nach meiner Wahrnehmung.
 Ich habe die Entscheidung gelesen und kratzte mich die ganze Zeit nur am Kopf.
 Aber es ist eben tatsächlich so Facebook.
 Spielt nicht mit bei Wiederherstellungskonzentration
 und es gibt auch Gerichtsentscheidungen, die das quasi für richtig halten.
 Und deswegen muss der Gesetzgeber noch mal ran
 und seiner von eigentlich von vorne rein völlig glastlern Intention
 entsprechend das Gesetz nochmal nachsteuern.
 Das heißt, also diese Zustellungsanschrift im Inland werden
 in Zukunft auch in der Wiederherstellungskonzentration anwenden.
 Also, wir stellen fest.
 Ein guter Entwurf, ein konstruktiver Entwurf.
 Ja, aus dem Justism in the stay room.
 Klaft vieles von der Kritik aus in den letzten Jahren.
 Also, schwindig feiert nach.
 So, feiert nach.
 Und das ist hier, wir haben ja auch von der Vorbereitung gesagt,
 "Gutes aus dem Justism in the stay room ist alleine schon ein Newsfaktor."
 Ja, finde ich auch, muss man einfach mal deutlich sagen.
 Also, auch dieses Gesetz hat eine Lehrstelle,
 nämlich das Stichwort Accountsperren.
 Es gibt ja nach wie vor eine ganze Reihe von Situationen,
 wo man einfach nicht weiß, wer steht hinter einem Hasposting,
 wer betreibt einen Account, der ständig Has ins Netz stellt.
 Und bis lang ist die ganze Rechtsordnung darauf eingestellt,
 dass man zu schauen, wer wahrste, natürlich in Person zu finden,
 hinter diesem Account.
 Und dein Vorschlag war ja immer scheiß drauf.
 Wir müssen gar nicht wissen, welche Person der Account steht.
 Wir sperren einfach den Account.
 Und zwar gerichtlich.
 Das ist auch der zweite wichtiges Element.
 Das Ein Element ist, lassen Sie nicht immer hinter den Leuten herrennen.
 Kriegen wir nicht alle.
 Und wenn die da in den Kamen sitzen, ist aufnungslos.
 Deswegen lassen Sie uns doch einfach den Account nehmen, den haben wir.
 Und wir wissen ja, welche Plattform, Facebook, Twitter und Co betreibt den Account,
 die sind greifbar, jetzt bald noch besser.
 Und das ist auch der Bankzustellungsanschrift.
 Mit anderen Worten, da haben wir noch einen Haken,
 wo wir die Leute dranpacken können.
 Und das zweite zentrale Argument, für meinen Vorschlag,
 ist immer die rechtsförmige Prüfung.
 Ja, also wenn das ein Gericht macht, dann kann man im Prinzip
 davon ausgehen, dass das schon stimmt.
 Klar, der Fallrenaite Kühner ist weg, auch daran gewisse Zwei.
 Aber das ist halt ein Großreiß.
 Muss man ganz klar sagen, der hat einfach einen Gericht auch mal richtig gepennt.
 Also das wird ja in der Regel schon besser laufen, insofern.
 Das wäre eine schöne Lösung.
 Hat jetzt in diesen Vorschlag noch keinen Eingang gefunden.
 Das ist im BMJV aber nach wie vor geprüft wird.
 Ich habe es ein bisschen in Einung, die haben das aber noch nicht geschafft,
 das in Gesetzesform zu gießen.
 Denn man muss sehen, dieser zweite Entwurf ist ein bisschen zeitlich vorgegeben,
 weil es da auch um die Umsetzung einer EU-Richtlinie zu Videoplatform geht.
 Das finde ich persönlich nicht so spannend.
 Deswegen besprechen wir das jetzt nicht.
 Okay, also aber bleibt trotzdem abzuwarten,
 wie sie diese beiden Änderungsentwürfe behandeln,
 mergeen, also das wäre ja schon komisch, die parallel laufen zu lassen.
 Das ist sehr komisch, wie gesagt, das hat auch große Verwirrung in der Presse geführt.
 Und bei mir sehr, sehr merkwürdig, also mein Persönlichesplädologie,
 wäre ja diesen ersten Entwurf im Prinzip mal zu lassen.
 Und daraus eigentlich nur die Änderung des materien Strafrechts zu nehmen.
 Das sind paar Verschärfungen des Strafgesetzbustrin, die machen Sinn.
 Die sollte man rausziehen und dann sonst einen ersten Entwurf zurück auf los.
 Und Accountsperrung, da kommt natürlich häufig das Argument ja ja,
 dann später ist ein Account, da macht ja neune Account auf.
 Aber das entscheidet ja, die Follower sind.
 Genau.
 Das ist 1000 Follower, wenn man Account hast, und der wird gesperrt und du machst neun auf.
 Und da ist nichts weiter drin, als ein weißes Ei.
 Dann auf Twitter, auf Twitter.
 Dann ist das ein Unterschied.
 Und du kannst diese Follower dann natürlich kaufen und alles mögliche.
 Aber es ist schon, es ist schon eine Sanktion.
 Ich habe nie behauptet, dass es die Lösung aller Plei ist.
 Aber ich glaube, es wäre ein Baustein gegen Hass im Netz der Wichtigwere und Rechtsstaatlich sinnvoll.
 Das ist das Schöne, dass die Reaktionen da auch in der Fachöffentlichkeit sehr positiv sind,
 von von von von deutschen Jurist Tinnenbund bis hin zum Bund der Kriminalbeamten,
 dann haben sich da jetzt verschiedenste Organisationen hinter dieses Konzept
 mit den Accountsperren gestellt.
 Ist das nicht wahr?
 Ich dachte gerade, so ist das nicht vielleicht zu schwerwiegende Eingriff.
 Also, das ist ja durchaus, du nimmst ja da jenem, jemandem seien,
 wenn du so willst, pressen Organ weg.
 Also, so kann man es ja aussehen.
 Ja, wenn du ... - Ja, es ist ja drübensehmt des Tatmittel weg. Das ist ehrlich gesagt, das ist ehrlich gesagt, ganz gängig im Strafrecht,
 dass man jemand, den quasi den Gegenstand wegnimmt, mit dem er andere Menschen verletzt hat, zum Beispiel.
 Wenn du jemanden mit dem Auto oben fährst, vorsätzlich, dann kann dir auch das Auto zum Beispiel weggenommen werden,
 als Tatmittel, also ein Entes-Einziehung.
 Das ist also jetzt irgendwie nicht so wahnsinnig ungewöhnlich.
 Und wenn du jetzt aber jemanden, also ich glaube, mir vorst Gibt ja auch Leute,
 meine wegen, die ... deren ... wir sagen mal, die betrachten sich als Journalisten, und jetzt mal sagen,
 und haben halt ihr Twitter-Kanal.
 So, und das ist so ihr Medium, über das, die viele Follower haben,
 und das ist so ihr zentrales Publikationsmedia. - Ja.
 So, jetzt ...
 veröffentlichen die darüber ein Post, der falsch ist. - Ja.
 Hass, Sett und Strafrechtlich relevant ist. - Ja.
 Ist es nicht unverhältn, dass mir sich in einem ganzen Account wegzunehmen?
 Also, ich würde darauf antworten, zum einen muss der Mensch ja keine Straftaten begehen im Netz,
 der muss ja keine Rechtswürdigeninheit draussen.
 Und zum zweiten ist das aus meiner Sicht eine Frage der Verhältnismäßigkeit.
 Deswegen sage ich ja immer, Accountsperren zeitweilig oder dauerhaft,
 je nach Konzellation.
 Und ich würde bei so jemandem dann sagen, dann spät man ihm halt den Account
 Anfangs mal für zwei Wochen, und schaut, ob es wirkt,
 und wenn der Mensch dann allen ernstes mal ein weiterhast, predigen zu müssen,
 ist er Account halt vielleicht irgendwann weg.
 In diesem Sinne ist die Lage der Nation für diese Woche abschließen
 und ausführlich wie immer erörtert von mir und Ulf.
 Wir machen Winkewinke.
 Wünschen euch ein schönes Wochenende, ein guten Start in die neue Woche.
 Wir haben uns sehr, sehr, sehr gefreut über euer freundliches Feedback.
 Gerade in der letzten Woche kamen noch mal richtig nette Kommentare auf iTunes.
 Die lesen wir und freuen uns drüber.
 Also, wenn euch die Lage gefällt, freuen wir uns, wenn wir uns fünf Sterne
 und vielleicht noch einen netten Satz schreibt.
 Und das hilft uns, außerdem auch sehr auf iTunes gefunden zu werden.
 In diesem Sinne bis nächste Woche. Tschüss.
